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Einleitung. 


Die  Frage  nach  der  Wirkung  der  indirekten  Steuern,  vor 
allem  der  Verbrauchssteuern,  auf  die  Preise  hat  schon 
lange  die  Wissenschaft  beschäftigt.  Dabei  ist  längst  fest- 
gestellt, dass  die  Erhebung  von  Verbrauchssteuern,  zu- 
mal beim  Produzenten  oder  Verkäufer,  als  Erhöhung  der 
Produktionskosten  und  damit  preisverteuernd  wirkt.  Ge- 
legenheit dies  zu  beobachten,  gibt  jedes  neue  Steuer- 
gesetz, der  Zolltarif  ebenso  wie  die  Verbrauchssteuern, 
die  in  den  letzten  Jahren  neu  eingeführt  wurden.  Da- 
gegen ist  die  Frage  nach  der  Wirkung  der  Aufhebung  von 
Verbrauchssteuern  auf  die  Preise  noch  nicht  gänzlich  ge- 
klärt. Die  Unklarheit,  die  darüber  bestand  und  noch  be- 
steht, geht  am  deutlichsten  aus  den  Debatten  des  Reichs- 
tages über  §  13  des  Zolltarifgesetzes  hervor.  Diese  Un- 
sicherheit rührt  vor  allem  daher,  dass  wir  nur  selten 
Gelegenheit  haben,  die  Resultate  einer  solchen  Steuerauf- 
hebung exakt  zu  beobachten,  da  eben  viel  seltener  Steuern 
beseitigt,  als  neu  geschaffen  werden.  Es  war  daher  für 
die  Klärung  unserer  Frage  sehr  willkommen,  von  der 
Gelegenheit,  die  §  13  ZTG  gab,  Gebrauch  machen  zu 
können  und  die  Wirkung  dieser  Steuerbeseitigung  auf 
die  Preise  ex  post  festzustellen.    In  Zusammenhang  damit 
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lag  es  nahe,  sich  nicht  nur  auf  diese  allerdings  wichtigste 
Frage  zu  beschränken,  sondern  auch  die  übrigen  Wirkungen 
der  Oktroiaufhebung,  vor  allem  die  auf  die  Finanzen  der 
Gemeinde  zu  behandeln. 

Neben  der  Klärung  dieser  Frage  hat  es  mich  ferner 
interessiert,  bei  Gelegenheit  dieser  exakten  Arbeit  wieder 
einmal  festzustellen  zu  versuchen,  wieweit  die  National- 
ökonomie als  Wissenschaft  imstande  ist,  gleich  der  Natur- 
wissenschaft nur  mit  induktiver  Methode  auf  Grund  rein 
objektiv  festgestellter  Tatsachen  und  Zahlen  unter  mög- 
lichster Abstraktion  von  allen  rein  logisch-theoretischen 
Deduktionen  sichere  Schlüsse  zu  ziehen.  Neues  Hess  sich 
auf  diesem  Gebiete  freilich  nicht  finden,  ich  kann  nur  eine 
Bestätigung  alter  Erfahrungen  bringen. 

Die  Arbeit  beschränkt  sich  im  wesentlichen  auf  die 
Verhältnisse  in  der  Stadt  Würzburg.  Abgesehen  von  der 
Schwierigkeit,  von  einem  bestimmten  Orte  aus  Unter- 
suchungen über  andere  Orte  zu  machen,  war  für  diese 
Beschränkung  die  Erwägung  massgebend,  dass  Preisunter- 
suchungen nur  dann  einigermassen  auf  Richtigkeit  An- 
spruch machen  können,  wenn  der  Untersuchende  die  Ver- 
hältnisse des  betreffenden  Ortes  und  Gewerbes  möglichst 
genau  kennt.  Dies  traf  für  mich  nur  bezüglich  meiner 
Vaterstadt  Würzburg  einigermassen  zu. 

Wer  hofft,  aus  dieser  Arbeit,  die  versucht,  eine  einst- 
mals hochpolitische  Frage  zu  klären,  politische  Folgerungen 
ziehen  zu  können,  wird  wohl  zu  kurz  kommen.  Für  mich 
handelte  es  sich  bloss  um  die  Feststellung  der  Tatsachen 
und  um  ihre  Beurteilung  vom  Standpunkt  der  verschiedenen 
Interessen  aus.  Niemals  aber  darf  sich  eine  wissenschaft- 
liche Arbeit  einseitig  auf  einen  bestimmten  Interessen- 
standpunkt festlegen.  Nichts  hat  der  Wissenschaft  mehr 
geschadet,  als  dass  PseudoWissenschaftler  sie  zu  politischen 
Zwecken  missbraucht  haben. 
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Die  Arbeit  geht  auf  eine  Anregung  von  Herrn  Reichs- 
rat Prof.  Dr.  Georg  v.  Schanz  zurück,  dem  ich  auch  an  dieser 
Stelle  für  die  Ueberlassung  des  Themas  ergebenst  danke. 
Gleichen  Dank  schulde  ich  alle  denen,  die  mir  in  liebens- 
würdigster Weise  Material  zur  Verfügung  gestellt  und 
mich  mit  Rat  und  Auskunft  unterstützt  haben,  den  Stadt- 
verwaltungen von  Würzburg  und  Schweinfurt,  der  Bäcker- 
innung und  dem  Konsumverein  von  Würzburg  und  Um- 
gebung, der  Schlachthofdirektion  und  den  verschiedenen 
Privatfirmen. 


A.  Allgemeines  über  die  Accise  und  ihre 
Beseitigung. 


I.  Wesen  der  Accise. 

Die  bayerischen  Accise,  offiziell  Aufschläge  genannt, 
sind  für  Rechnung  der  Gemeinden  erhobene  Abgaben  von 
Gegenständen,  die  zur  örtlichen  Konsumtion  bestimmt 
sind.  Sie  belasten  also  nicht  als  Einfuhrzölle  indirekt  den 
heimischen  Konsum,  sondern  sie  treffen  direkt  die  heimische 
Produktion  ebenso  wie  die  Einfuhr,  soweit  beide  in  der 
Gemeinde  selbst  verzehrt  werden. 

In  Art.  5  II  §  7  des  Zollvereinigungsvertrages  vom 
8.  Juli  1867  ist  der  Preis  der  Waren,  die  der  Gemeinde- 
besteuerung unterworfen  werden  dürfen,  beschränkt  auf 
Bier,  Essig,  Malz,  Wein,  Getreide,  Mehl,  Hülsenfrüchte, 
Mühlenfabrikate,  Backwaren,  Vieh,  Fleisch,  Fleischwaren, 
Brennmaterialien,  Marktviktualien  und  Fourage.  Nur  in 
dieser  Beschränkung  natürlich  Hess  auch  Art.  39,  40  der 
Gemeindeordnung  für  das  rechtsrheinische  Bayern  vom 
29.  April  1869  die  Verbrauchssteuern  als  ordentliche  Ein- 
nahmequelle der  Gemeinden  zu.  Für  den  Mehl-  und  Brot-, 
sowie  für  den  Fleischaufschlag  bestimmte  die  Allerhöchste 
K.  Verordnung  vom  27.  November  1875  Maximalsätze,  die 
nur  mit  königlicher  Bewilligung  überschritten  werden 
durften.    Allerdings  wurde  davon  ausgiebig  Gebrauch  ge- 
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macht;  so  waren  die  Würzburger  Sätze  tatsächlich  ganz 
wesentlich,  bis  zu  200%  höher  als  die  Maximalsätze. 

Die  Lebensmittelaufschläge  waren  gerade  in  Bayern 
besonders  weit  verbreitet.  Von  den  1392  deutschen  Ge- 
meinden, deren  Accise  1902  beseitigt  werden  sollten,  lagen 
1172  in  Bayern  und  zwar  erhoben  die  sämtlichen  41  un- 
mittelbaren Städte  und  von  den  7958  übrigen  Gemeinden 
1131  Lebensmittelloktrois. 

Dass  die  Accise  als  Teil  der  Produktionskosten  die 
von  ihnen,  betroffenen  Waren  verteuern,  ist  allseitig  be- 
kannt. Sie  waren  ja  auch  nicht  als  Besteuerung  der  Pro- 
duzenten und  Händler,  sondern  als  Belastung  des  Auf- 
wandes der  Konsumenten  gedacht,  die  Ueberwälzung  auf 
die  Verbraucher  lag  vollständig  in  der  Absicht  des  Ge- 
setzgebers und  ist  wohl  auch  überall  durchgeführt  gewesen. 
Heute  lässt  sich  das  nicht  mehr  nachweisen,  ein  Beweis 
hiefür  dürfte  aber  auch  kaum  notwendig  sein.  Die  Ge- 
meindeordnung sprach  diese  Absicht  auch  in  Art.  41  deut- 
lich aus,  indem  sie  bestimmte,  dass  die  Aufschläge,  soweit 
tunlich,  nur  die  „Verzehrung  innerhalb  des  Gemeinde- 
bezirkes," nicht  aber  Produktion  und  Handel  treffen  soll- 
ten. Die  Klausel  „soweit  tunlich"  ist  deshalb  eingefügt, 
weil  es  sich  eben  nicht  ganz  vermeiden  Hess,  durch  die 
Erhebungs-  und  Kontrollvorschriften  die  Produzenten  und 
Händler  zu  belästigen. 

II.  Geschichte  des  §  13  des  Zolltarifgesetzes. 

Die  Accise  wirken  also  als  Erhöhung  der  Produktions- 
kosten verteuernd  auf  die  Preise.  Einfuhrzölle  haben 
dieselbe  Wirkung,  dadurch,  dass  sie  den  inländischen  Pro- 
duzenten eine  mehr  oder  minder  monopolartige  Stellung 
verschaffen,  sodass  diese  ihre  Preise,  unbekümmert  um 
ausländische  Konkurrenz,  um  die  Höhe  des  Zollbetrages 
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erhöhen  können.  Beide  belasten  also  schliesslich  die 
Konsumenten.  Gerade  der  Zolltarif  von  1902,  der  für 
landwirtschaftliche  Produkte  wesentlich  erhöhte  Zölle  fest- 
setzte, brachte  eine  neue  bedeutende  Belastung  der  Ver- 
braucher mit  sich.  Um  diesen  neuen  Druck  weniger  fühl- 
bar zu  machen,  wurden  mit  dem  Zolltarif  zwei  Massnahmen 
verbunden:  Die  Nettoerträge  der  Nahrungsmittelzölle  soll- 
ten, soweit  sie  die  im  Durchschnitt  der  Jahre  1898-1903 
pro  Kopf  erzielten  Erträge  übersteigen  würden,  zu  einem 
Fond  für  Witwen-  und  Waisenversicherung  angesammelt 
werden.  (§15  Z.T.G.)  und  ausserdem  sollten  die  Gemein- 
den keine  örtlichen  Abgaben  auf  Lebensmittel  mehr  er- 
heben dürfen  (§  13  Z.T.G).  Es  ist  für  unsere  Untersuchung 
wertvoll,  die  Motive  zu  betrachten,  die  damals  von  den 
Anhängern  und  den  Gegnern  dieser  Bestimmung  ins  Feld 
geführt  wurden.  Die  parlamentarischen  Kämpfe  im  Ein- 
zelnen zu  schildern,  geht  über  den  Rahmen  dieser  Arbeit 
hinaus.  Das  Material  dazu  findet  sich  in  den  Reichstags- 
verhandlungen des  Jahres  1902,  eine  gute  Zusammen- 
fassung bei  Kohl,  Aufhebung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer. 

Die  Kommission  des  Reichstages,  die  zur  Beratung 
des  Zolltarifs  eingesetzt  war,  hatte  als  §  10  a  in  das 
Z.T.G.  folgende  Bestimmung  aufgenommen:  Für  Rechnung 
von  Kommunen  oder  Korporationen  dürfen  vom  1.  April 
1910  ab  Abgaben  auf  Getreide,  Hülsenfrüchte,  Mehl  und 
andere  Mühlenfabrikate,  desgleichen  auf  Backwaren,  Vieh, 
Fleisch,  Flejschwaren  und  Fett  nicht  erhoben  werden. 

Der  Bericht  der  XVI.  Kommission  des  Reichstages 
(7.  Anlagenband,  No.  704  der  Drucksachen)  stellt  die  in 
der  Kommission  geäusserten  Motive  zusammen.  Es  feh- 
len dabei  zwar  die  Namen  und  Parteibezeichnungen  der  Red- 
ner, dies  schadet  aber  für  unsere  Zwecke  an  sich  wenig 
und  ist  auch  um  deswillen  belanglos,  weil  ausser  den 


Sozialdemokraten  alle  Parteien  in  dieser  Frage  geteilter 
Meinung  waren. 

Die  Befürworter  des  §  10  a  verwarfen  vor  allem  die 
Aufschläge  aus  theoretischen  Gründen.  Die  einen  muss- 
ten  als  überzeugte  Schutzzöllner  die  Binnenzölle,  die  nur 
finanzielle,  aber  keine  die  Volkswirtschaft  schützende  und 
belebende  Wirkung  hätten,  bekämpfen.  Sie  betonten  über- 
dies, dass  die  indirekten  Steuern  dem  Reiche  zuständen 
und  dass  deren  Erträge  nicht  durch  Erhebung  von  Son- 
derabgaben der  Bundesstaaten  oder  Gemeinden  gefährdet 
werden  dürften.  Die  andern  erklärten  sich  als  Freihänd- 
ler und  als  Gegner  indirekter  Steuern  gegen  die  gemeind- 
lichen Aufschläge.  Vor  allem  wurde  von  Schutzzöllnern 
wie  Freihändlern  geltend  gemacht,  dass  die  Abgaben  un- 
gerecht seien,  weil  sie  Arm  und  Reich,  Gross  und  Klein 
gleichmässig,  also  nicht  nach  ihrer  Leistungsfähigkeit 
träfen.  Dabei  gingen  sie  von  der  scheinbar  ganz  logischen 
Erwägung  aus:  Die  Aufschläge  erhöhen  die  Produktions- 
kosten, also  auch  die  Preise.  Folglich  muss  eine  Auf- 
hebung der  Accise  die  Produktionskosten,  also  auch  die 
Preise  herabmindern.  Sie  stützten  sich  dabei  hauptsäch- 
lich auf  Laspeyres'  Untersuchungen  zur  Frage  der  Steuer- 
überwälzung, der  ähnliche  Folgerungen,  aber  niemals  so 
bestimmt,  sondern  weit  vorsichtiger  auf  Grund  seiner 
sorgfältigen  Untersuchungen  gezogen  hatte.  Ausserdem 
wurde  behauptet,  dass  die  Aufschläge  zu  einem  grossen 
Teil  durch  die  Lebensmittel  einführenden  Landwirte  ge- 
tragen würden.  Als  Ersatz  schlug  man  den  weiteren  Aus- 
bau, bezw.  die  Erhöhung  der  direkten  Steuern  vor,  was 
weiter  auch  den  Vorteil  habe,  dass  den  Gemeindebürgern 
genau  die  Höhe  ihrer  Beiträge  zu  den  Gemeindelasten 
zum  Bewusstsein  käme. 

Die  Gegner  des  §  10  a,  namentlich  auch  die  Ver- 
treter der  Reichs-  und  Landesregierungen  hielten  dem 
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entgegen,  dass  die  Verbilligung  nach  den  bisherigen  Er- 
fahrungen gar  nicht  sicher  zu  erwarten  stände.  Das  Ok- 
troi habe  überhaupt  keinen  Einfluss  auf  den  Preis,  viel- 
mehr seien  häufig  die  Preise  in  den  steuerfreien  Städten 
höher  als  in  denen,  die  Accise  erhöben.  Ausserdem  wur- 
den von  dieser  Seite  die  Vorteile  der  indirekten  Steuern 
hervorgehoben,  die  wenig  fühlbare  Entrichtung,  die  grossen 
Erträge  etc.  Eine  Ersetzung  dieser  Abgaben  durch  direkte 
Steuern  sei  unmöglich  und  würde  vor  allem  den  gewerb- 
lichen und  kaufmännischen  Mittelstand  und  die  Arbeiter- 
schaft am  härtesten  treffen.  Die  Gemeinden  seien  auf 
diese  Einnahme  angewiesen,  sie  könnten,  während  doch 
ihre  Ausgaben  ständig  stiegen,  nicht  auf  einmal  auf  Ein- 
nahmen verzichten,  für  die  Ersatz  zu  beschaffen  ausser- 
ordentlich schwer  sei. 

Auf  diese  Gründe  im  Einzelnen  einzugehen,  ist  am 
Schlüsse  Gelegenheit,  wenn  es  sich  um  die  Würdigung 
der  Ergebnisse  unserer  Untersuchung  handelt. 

Das  Ergebnis  der  Verhandlungen  im  Reichstage  war, 
dass  der  Antrag  zunächst  beider  2.  Lesung  mit  145  gegen 
71  Stimmen  angenommen  wurde,  und  dass  auch  die  ver- 
bündeten Regierungen  ihren  Widerstand  aufgaben.  Ihnen 
lag  vor  allem  daran,  den  Zolltarif  unter  Dach  zu  bringen; 
wenn  sie  dabei  den  §  10  a  mit  in  Kauf  nehmen  mussten, 
so  taten  sie  das  zwar  ungern,  doch  blieb  ihnen  eben 
nichts  anderes  übrig.  So  wurde  der  §  am  13/14.  Dezem- 
ber 1902  in  3.  Lesung  debattelos  angenommen  und  am 
25.  Dezember  wurde  das  Z.T.G.  mit  dem  Oktroiverbot 
als  §  13  publiziert. 

Hatten  die  betroffenen  Gemeinden  schon  während 
der  Verhandlungen  sich  bemüht,  das  Zustandekommen 
der  ihnen  gefährlichen  Vorschrift  zu  verhindern,  so  be- 
nutzten sie  nun  die  7  jährige  Frist  und  setzten  alles  da- 
ran, das  Verbot  wieder  zu  beseitigen.    Die  Städtetage  in 
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Mainz  am  25.  Mai  1903  und  in  Dresden  am  4.  September  1903 
fassten  Resolutionen.    Petitionen  gingen  an  den  Reichs- 
tag, den  Reichskanzler,  die  Regierungen  der  Einzelstaaten, 
alles  vergebens.    Man  schlug  vor,  eine  den  §§  13,  14 
des  preussischen  Kommunalabgabengesetzes  analoge  Be- 
stimmung durchzusetzen,  wonach  nur  die  Neueinführung, 
nicht  aber  die  Forterhebung  der  Abgaben  verboten  sein  solle. 
Dieser  Bewegung  fehlte  die  Stosskraft.   Die  Regierungen 
standen  zwar  den  Anträgen  freundlich  gegenüber,  aber 
im  Reichstag  kamen  sie  aus  Zeitmangel  gar  nicht  zur 
Beratung.    Jedenfalls  waren  sich  die  Oktroifreunde  da- 
rüber klar  geworden,  dass  bei  den  augenblicklichen  Mehr- 
heitsverhältnissen im  Reichstag  gar  ,  nicht  an  eine  Wieder- 
aufhebung des  Abgabenverbotes  zu  denken  sei.    Ganz  ab- 
gesehen von  den  Sozialdemokraten  war  auch  die  Mehr- 
heit der  Abgeordneten  der  bürgerlichen  Parteien  an  der 
Beibehaltung  der  Accise  nicht  direkt  interessiert,  da  sie 
von  der  Aufhebung  nicht  betroffene  Gegenden  vertraten. 
Immerhin  erschien  es  nicht  ausgeschlossen,  bei  diesen 
wenigstens  nochmals  einen  Aufschub  erreichen  zu  können. 
Man  hoffte  auf  eine   Hinausschiebung  bis   1914.  Am 
20.  April  1909  kamen  diese  Petitionen  zur  Verhandlung. 
Ausser  den  Vertretern  der  Regierungen  von  Preussen, 
Bayern  und  Sachsen  sprachen  nur  die  bürgerlichen  Abge- 
ordneten der  betroffenen  Gemeinden  und  Landesteile  für 
die  Beibehaltung  der  Aufschläge  bis  1914.    Die  über- 
wiegende Mehrheit  verwarf  die  Petitionen  in  namentlicher 
Abstimmung  am  21.  April  1909  mit  238  gegen  61  Stimmen 
bei    3   Enthaltungen.      Die  Mehrheit    begründete  ihre 
Haltung  ausser  mit  prinzipiellen  Erwägungen  vor  allem 
damit,    dass    die    Gemeinden    auch    jetzt    noch  Zeit 
hätten,  sich  auf  den  Ausfall  einzurichten,  und  dass  die 
Autorität  des  Reichstags  die  Durchführung  seines  seiner- 
zeitigen Beschlusses  erfordere.     Die  Minderheit,  haupt- 
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sächlich  die  bayerischen  Abgeordneten,  machte  geltend, 
dass  das  Einrichten  eben  nicht  so  leicht  sei,  und  dass 
das  gerade  in  Bayern  von  der  noch  nicht  abgeschlossenen 
Reform  der  Staats-  und  Gemeindesteuern  abhänge.  Wie 
gesagt,  alles  war  umsonst. 

So  blieb  den  Gemeinden  nichts  anderes  übrig,  als 
sich  in  ihr  Geschick  zu  fügen  und  einen  möglichst  voll- 
ständigen Ersatz  der  wegfallenden  Steuern  zu  suchen. 


B.  Die  Untersuchung  des  Einflusses 
des  Steuerwegfalls. 


I.  Teil:  Die  Wirkung  auf  die  Verbraucher. 

I.  Die  Methode. 

1.  Zur  Ermittlung  des  Einflusses,  den  die  Aufhebung 
der  Accise  auf  die  Preise  hatte,  wird  am  ehesten  der 
Weg  führen,  dass  man  die  Preise  der  betreffenden  Waren 
möglichst  genau  feststellt.  Dabei  wird  man  finden,  dass 
die  Preise  entweder  gestiegen,  gleich  geblieben  oder  ge- 
fallen sind.  Aus  dieser  objektiven  Feststellung  lässt  sich 
jedoch  für  unsere  Frage  noch  gar  nichts  entnehmen. 
Man  kann  höchstens  bei  einem  Steigen  der  Preise  ver- 
muten, dass  die  betreffende  Ware  durch  den  Wegfall  des 
Aufschlags  nicht  verbilligt  worden  sei  oder  beim  Sinken 
der  Preise,  dass  der  Acciswegfall  seinen  Einfluss  geäus- 
sert habe.    Es  besteht  aber  dabei  durchaus  die  Möglich- 
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keit,  dass  die  gefundenen  Bewegungen  auf  ganz  andere 
Ursachen  zurückgehen.  Es  ist  daher  einleuchtend,  dass 
die  Prüfung  sich  nicht  nur  auf  die  nackten  Preis tatsachen 
beschränken  darf,  sondern,  dass  sie  sich  auf  möglichst 
viele  Preis  Ursachen  erstrecken  muss,  von  denen  das 
Oktroi  nur  eine  und  zwar  eine  weniger  wichtige  ist. 

2.  Schon  Laspeyres  hat  in  seiner  grundlegenden  Ar- 
beit auf  diese  Schwierigkeiten  hingewiesen  und  eine  Me- 
thode herausgebildet,  die  möglichst  alle  störenden  Tat- 
sachen ausschalten  und  dadurch  den  alleinigen  Einfluss 
der  Accisaufhebung  hervortreten  lassen  soll.  Laspeyres 
sagt  pag.  51 :  Aus  der  Bewegung  allein,  welche  nur  die 
steuerpflichtigen  Artikel  im  Moment  des  Steuerwegfalls 
erlebten,  kann  die  Wirkung  der  Steueraufhebung  nicht 
ermittelt  werden,  vielmehr  müssen  die  Preisbewegungen 
in  anderen  Städten  (den  Nichtsteuerstädten),  in  anderen 
Waren  (steuerfreie  Waren),  zu  anderen  Zeiten  (Nicht- 
steuerwegfall) mit  der  Preisbewegung  in  den  Steuerstädten 
in  den  steuerbaren  Waren  zur  Zeit  der  Steueraufhebung 
verglichen  und  aus  der  Differenz  dieser  Bewegungen  der 
Anteil  des  Steuerwegfalls  an  der  Gesamtpreisbewegung 
berechnet  werden.  Es  könnte  ja  sein,  dass  der  Preisfall 
auf  eine  ganz  andere  und  allgemeinere  Ursache  zurück- 
ginge, die  in  anderen  Städten  oder  bei  anderen  Waren 
oder  zu  anderen  Zeiten  sich  auch  zeigt.  Auf  diese  Weise 
kann  man  unterscheiden,  ob  die  Preisbewegung  auf  den 
Acciswegfall  oder  auf  solch  eine  andere  Ursache  zurück- 
zuführen ist. 

3.  Diese  ganze  Argumentation  leuchtet  im  grossen 
Ganzen  ein  und  wird  auch  von  der  Wissenschaft  als  rich- 
tig anerkannt.  Auch  ich  werde  im  folgenden  meine 
Resultate  meistens  der  Methode  von  Laspeyres  verdanken. 
Einzig  die  Vergleichung  der  Preise  in  verschiedenen  Städ- 
ten erscheint  mir  unzulässig.    Die  Lebens-  und  Preisbe- 
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dingungen  in  verschiedenen  Städten,  die  Preise  der  Roh- 
stoffe, die  Mieten,  die  Gehälter,  die  Steuern,  die  Konkur- 
renz (Zwangsinnung  und  Konsumverein),  die  Kaufkraft 
und  Zusammensetzung  des  Publikums,  all  das  ist  in  jeder 
Stadt  anders  gelagert  und  müsste  erst  gegen  einander 
abgewogen  werden,  bevor  man  schliesslich  die  Lebens- 
mittelpreise einander  gegenüber  stellt.  Im  Kampfe  um 
die  Berechtigung  der  Accisaufhebung  ist  häufig  mit  der  Ver- 
gleichung  verschiedener  Orte  gearbeitet  worden,  wie 
ich  glaube,  mit  Unrecht.  So  findet  sich  in  dem  Berichte 
der  XVI.  (Zolltarif-)  Kommission  des  Reichstags,  Druck- 
sachen No.  704  b  pag.  4863  eine  Tabelle,  die  von  der 
bayerischen  Regierung  herrührt  und  zeigen  soll,  dass  die 
Städte  ohne  Accise  vielfach  höhere  Preise  haben  als  die 
Städte,  die  Accise  erheben.  Diese  Tabelle  beweist  nicht, 
dass  die  Aufschläge  für  die  Preisbildung  belanglos  sind, 
sondern  nur,  dass  eine  ganze  Anzahl  von  Preisfaktoren 
für  die  Preisbestimmung  wesentlich  ist,  sie  beweist 
aber  nichts  dagegen,  dass  auch  die  Aufschläge  ein  preis- 
bestimmender Faktor  sind.  Ferner  ist  daraus  zu  schliessen, 
dass  die  in  jener  Denkschrift  aufgestellte  Behauptung,  die 
dort  aufgeführten  bayerischen  Städte  hätten  gleiche  Preis- 
bedingungen, höchst  wahrscheinlich  nicht  richtig  sein  wird. 
Bis  zum  Beweise  des  Gegenteils  besteht  immer  noch  die 
Vermutung,  dass  durch  den  Acciswegfall  die  Preise  in  den 
Steuerstädten  noch  mehr  sinken  würden.  Ausserdem  spricht 
gegen  diese  Methode  die  grosse  Schwierigkeit,  die  darin 
liegt,  zwei  oder  mehr  Städte  zu  finden,  die  annähernd 
gleiche  Preisbedingungen  haben. 

Ob  mit  der  weiteren  Kontrollmassregel  Laspeyres' 
der  Vergleichung  der  Preisbewegung  von  bisher  besteuer- 
ten und  steuerfreien  Waren,  brauchbare  Resultate  zu  er- 
zielen sind,  erscheint  mir  heutzutage  zweifelhaft.  Allge- 
meine Preisrückgänge  in  den  überhaupt  vergleichbaren 
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Waren  (Stroh,  Getreide,  Fett,  Butter  und  dergl.)  giebt  es 
heute  kaum  mehr,  ausser  in  Krisenzeiten;  wir  haben  ge- 
rade in  landwirtschaftlichen  Produkten  nur  noch  mit  Preis- 
steigerungen zu  rechnen.  Ich  habe  diesen  Weg  nicht  be- 
schritten, weil  ich  keine  Beziehungen  zwischen  den  Preis- 
bewegungen dieser  Artikel  in  ruhigen  Zeiten  finden  konnte, 
und  daher  etwaige  veränderte  Beziehungen  zur  Zeit  des 
Steuerwegfalls  nichts  beweisen  würden. 

Es  scheint  leichter  zum  Ziele  zu  führen,  wenn  man 
die  Lebensmittelpreise  in  ihre  einzelnen  Faktoren  zerlegt 
und  bei  diesen  prüft,  ob  sich  eine  Veränderung  gezeigt 
hat.  Für  unseren  Zweck  wird  es  nur  auf  eine  Verbillig- 
ung  ankommen,  denn  ein  Gleichbleiben  oder  eine  Stei- 
gerung eines  Preisfaktors  könnte  ja  nicht  zu  einem  Preis- 
rückgang und  damit  zu  einem  Irrtum  über  dessen  Ver- 
anlassung führen.  Dafür,  dass  der  Acciswegfall  selbst 
eine  Preissteigerung  verursachen  könnte,  haben  wir 
ja  keinerlei  Anhaltspunkte.  Dabei  spielen  Angebot  und 
Nachfrage,  die  man  sonst  als  wesentliche  Momente  der 
Preisbildung  betrachtet,  keine  ausschlaggebende  Rolle. 
Sie  üben  ihren  Einfluss  deutlich  bei  der  Feststellung  der 
Preise  der  Rohstoffe,  also  des  Getreides,  des  Mehles,  des 
Viehes  usw.  aus,  die  Preise  der  fertigen  Lebensmittel 
werden  dadurch  aber  nur  noch  mittelbar  bestimmt.  Sinkt 
das  Angebot  der  Rohstoffe,  so  steigen  deren  Preise  und 
es  sinkt  damit  auch  das  Angebot  der  fertigen  Produkte, 
ohne  aber  dadurch  eine  neue  Preissteigerung  herbeizu- 
führen. Der  durch  das  verringerte  Angebot  des  Roh- 
stoffs erhöhte  Preis  kommt  aber  natürlich  im  Preise  des 
Produktes  zum  Ausdruck. 

Noch  weniger  kommt  die  Nachfrage  in  Betracht.  Sie 
ist  sehr  konstant,  da  es  sich  bei  den  aufschlagpflichtigen 
Waren  um  nahezu  unentbehrliche  Lebensmittel  handelt. 
Vor  allem  trifft  dies  für  Brot  zu,  nach  dem  die  Nachfrage 
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sich  nur  unter  ganz  abnormen  Verhältnissen  ändern  wird. 
Dies  zeigt  sich  auch  an  den  Acciseinnahmen  selbst,  die 
ziemlich  gleichmässig  sind,  sich  nur  um  einige  1000  Mark 
alljährlich  verändern.  Eine  eigentliche  Konsumstatistik 
hat  hiefür  nie  existiert.  Etwas  anderes  ist  es  beim  Fleisch, 
wo  schon  aus  der  Konsumstatistik  ziemliche  Schwankungen 
zu  entnehmen  sind.  Aber  diese  Veränderungen  der  Nach- 
frage können  keine  Wirkung  mehr  auf  die  Preise  äussern, 
sie  sind  vielmehr  umgekehrt  die  Folge  hoher  Preise.  Das 
Publikum  reagiert  auf  die  Fleischteuerung  mit  verminder- 
tem Konsum. 

Sehen  wir  demnach  von  Angebot  und  Nachfrage  ab, 
so  ist  der  wichtigste  direkte  Preisbestimmungsfaktor  der 
Preis  der  Rohstoffe  der  verschiedenen  Lebensmittel.  Ge- 
rade bei  Lebensmitteln  schwankt  er  besonders  stark  und 
wird  bei  der  uns  vor  allem  interessierenden  Preisbewegung 
wesentlich  ins  Gewicht  fallen.  Erst  in  zweiter  Linie  kommen 
die  übrigen  Kosten  in  Betracht,  wie  Mieten,  Löhne  und 
Steuern,  die  sich  nur  in  grösseren  Zeiträumen  zu  ver- 
ändern pflegen. 

Freilich  spricht  gegen  diese  Methode,  die  den  Roh- 
stoffpreis als  Hauptfaktor  betrachtet,  die  oben  zitierte 
Tabelle  von  Mehl-  und  Brotpreisen  aus  dem  Bericht  der 
Zolltarifkommission  des  Reichstags.  Allein  die  Tabelle  ist 
so  allgemein  gehalten  und  enthält  so  merkwürdige  Zahlen, 
dass  man  ihr  keine  allzugrosse  Beweiskraft  beimessen 
kann.  Vor  allem  ist  es  sehr  auffällig,  dass  die  Spannung 
zwischen  Mehl-  und  Brotpreis  oft  ganz  minimal  ist,  ja  dass 
einige  Male  der  Mehlpreis  höher  als  der  Brotpreis  ist. 
Dabei  sind  noch  keinerlei  Spesen  gerechnet.  Ausserdem 
kommt  für  den  Bäcker  natürlich  nicht  der  Detailpfund- 
preis des  Mehles  in  Betracht,  der  dort  zugrunde  zu  liegen 
scheint.  Jedenfalls  erscheint  aber  auch  in  dieser  Tabelle 
der  für  das  Publikum  bestimmte  Brotpreis  beständiger,  als 


15 


der  Mehlpreis,  der  mehr  von  Ernteverhältnissen  und  Spe- 
kulation abhängt.  Ausserdem  liegen  die  Verhältnisse  in 
Würzburg,  das  für  diese  Untersuchung  doch  massgebend 
ist,  viel  normaler;  hier  stehen  Mehl-  und  Brotpreise  in 
engerem  Zusammenhang.  Für  die  Fleischpreise  ergibt 
sich  der  Zusammenhang  ja  schon  daraus,  dass  die  ganze 
jetzige  Fleischteuerung  auf  die  hohen  Viehpreise  zurück- 
geführt wird.  Wenn  das  auch  nicht  absolut  richtig  sein 
mag,  so  ist  doch  das  siqher,  dass  die  Fleischpreise  in 
erster  Linie  durch  die  Viehpreise  bestimmt  werden. 

Vergleicht  man  also  die  Rohstoffpreise  mit  den 
Preisen  der  aus  ihnen  hergestellten  Lebensmittel  und  findet 
man  dabei,  dass  sie  im  wesentlichen  parallel  gehen,  gerade 
zur  Zeit  des  Steuerwegfalls  aber  verschiedene  Wege  ein- 
schlagen, so  ist  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  der  Steuer- 
wegfall den  Preis  beeinflusst,  wesentlich  grösser  als  bei 
isolierter  Betrachtung  der  einzelnen  Lebensmittelpreisbe- 
wegungen. In  zweiter  Linie  ist  dann  zu  prüfen,  ob  sich 
die  übrigen  Preiskomponenten  verändert,  d.  h.  vor  allem 
verbilligt  haben  und  ferner,  ob  ähnliche  Bewegungen  nicht 
etwa  jedes  Jahr  um  dieselbe  Zeit  eintreten.  Auf  Grund 
dieser  letzten  Beobachtung  ist  es  dann  möglich,  festzu- 
stellen, ob  es  sich  um  eine  regelmässige,  sich  wieder- 
holende Erscheinung  handelt,  oder  ob  wir  einen  abnormen 
aussergewöhnlichen  Vorgang,  der  auf  eine  aussergewöhn- 
liche  Ursache  zurückzugehen  scheint,  vor  uns  haben. 

Die  übrigen  Wirkungen  der  Accisbeseitigung  brauch- 
ten nicht  im  Wege  besonderer  Methoden  festgestellt  zu 
werden,  sie  wurden  nebenbei  bei  Darstellung  des  Weg- 
falls der  Aufschläge  gefunden. 
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II.  Die  Durchführung  der  Methode. 

1.  Vorbemerkungen. 

Gerade  Würzburgs  früherer  Bürgermeister  Zürn  hat 
im  12.  Bd.  der  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  1877 
ein  Gutachten  über  die  Kommunalsteuerfrage  erstattet.  Er, 
der  dabei  natürlich  in  erster  Linie  die  bayerischen  und  die 
Würzburger  Verhältnisse  im  Auge  hatte,  traf  dabei  fol- 
gende Feststellungen,  die  auch  für  die  heutigen  Unter- 
suchungen ihre  Bedeutung  noch  nicht  verloren  haben: 
Für  die  Beurteilung  von  Accisen  ist  es  wichtig,  folgende 
Faktoren  zu  kennen:  Accishöhe,  Erhebungsverfahren,  Re- 
gelung der  Rückvergütung,  Verhältnis  des  Accises  zum 
Wert  der  Ware.  Denn  ein  hoher  Aufschlag  muss  anders 
auf  die  Preise  wirken  als  ein  niedriger,  er  muss  anders 
auf  wertvolle  Waren  wirken  als  auf  wertlose  und  er  kann 
nur  wirken,  wenn  die  Kontrolle  so  eingerichtet  ist,  dass 
er  auch  wirklich  bezahlt  werden  muss,  ohne  umgangen 
werden  zu  können.  Deshalb  ist  es  auch  für  unsere  Zwecke 
nicht  zu  umgehen,  wenigstens  in  grossen  Zügen  die  Würz- 
burger Aufschläge  zu  schildern.  Aufschläge  wurden  er- 
hoben von  Cerealien,  Fleisch,  Wildbret,  Malz  und  Bier, 
Wein,  Branntwein,  Kaffee  und  Kraut.  Im  einzelnen  inte- 
ressieren uns  hier  nur  die  drei  erstgenannten  Abgaben, 
die  durch  das  Verbot  beseitigt  wurden.  An  dieser  Stelle 
soll  uns  zunächst  der  Mehlaufschlag  beschäftigen. 

2.  Der  Getreide-,  Mehl-  und  Brotaufschlag, 
a)  Schilderung  des  Aufschlags  und  seine  Erhebung. 

Geregelt  war  der  Getreide-,  Mehl-  und  Brotauf- 
schlag zuletzt  durch  eine  ortspolizeiliche  Vorschrift  vom 
27.  Januar  1885.    Danach  waren  besteuert: 

1.  Weizen,  Roggen  und  Gerste,  die  zum  Vermählen 
nach  Würzburg  gebracht  werden,  oder  die  von  in  der 
äusseren  Stadt  wohnenden  Einwohnern  auf  Mühlen  der 
äusseren  Stadt  gebracht  werden. 
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2.  alles  von  einer  Mühle  der  äusseren  Stadt  in  die 
innere  Stadt  gehende  Mehl  und  Gries. 

3.  alles  von  aussen  in  das  Stadtgebiet  eingeführte 
Mehl  und  Gries. 

4.  alles  in  den  Mühlen  der  äusseren  Stadt  verbrauchte 
oder  an  Kundschaften,  die  in  der  äusseren  Stadt  wohnen, 
verkaufte  Mehl  und  Gries. 

5.  fremdes  in  das  Stadtgebiet  importiertes  Brot. 
Der  Aufschlag  wurde  also  von  allen  nach  Würzburg 

gebrachten  oder  dort  erzeugten  Cerealien  erhoben. 

Zur  Zahlung  des  Aufschlags  war  bei  Getreide  der 
Eigentümer  verpflichtet,  bei  Mehl  und  Gries  der  Importeur, 
also  der  auswärtige  Händler  oder  Müller,  bei  Einfuhr  mit 
der  Eisenbahn  der  einheimische  Empfänger,  also  der  Händ- 
ler oder  Bäcker,  bei  Brot  der  Einbringende,  also  der  aus- 
wärtige Bäcker  oder  der  heimische  Händler,  bei  auf  Mühlen 
der  äusseren  Stadt  verkauftem  Mehl  der  Müller. 

Die  Sicherungsmassnahmen  beruhten  vor  allem  auf 
der  Anzeigepflicht  der  steuerpflichtige  Gegenstände  ein- 
bringenden Personen.  Die  Anzeige  war  teils  am  Accis- 
amt,  teils  bei  den  an  den  Haupteinfuhrstrassen  befindlichen 
Examinatorstellen,  die  vor  allem  auch  der  Erhebung  des 
Pflasterzolls  dienten,  zu  erstatten.  Mit  ihr  waren  also 
allerlei  unbequeme  Wege,  die  den  Interessenten  Zeit  kos- 
teten, verknüpft.  Das  Nähere  ist  in  der  genannten  Vor- 
schrift §  4  ff.  zu  finden. 

Da  ja  der  Aufschlag  eine  Verbrauchssteuer,  nicht 
aber  eine  Verkehrssteuer  sein  sollte,  waren  nur  die  Mengen 
wirklich  endgültig  belastet,  die  tatsächlich  in  der  Stadt 
verzehrt  wurden.    Steuerfrei  blieb  infolgedessen: 

a)  Getreide,  das  von  auswärtigen  Mahlgästen  auf 
Mühlen  der  inneren  Stadt  gebracht  und  entweder  sofort 
gegen  Mehl  oder  Gries  umgetauscht  oder  im  gemahlenen 
Zustand  wieder  ausgeführt  wurde  (Lohnmüllerei). 
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b)  Getreide,  das  an  den  Verkäufer  zurückging  oder 
vermählen  wieder  ausgeführt  wurde. 

c)  Sendungen,  die  das  Stadtgebiet  nur  passierten. 
Eine  Rückvergütung  des  Aufschlages  bei  der  Ausfuhr 

erfolgte  nur  an  Mehlproduzenten  und  Mehlhändler,  die 
nachwiesen,  dass  der  Aufschlag  für  die  auszuführende 
Menge  entrichtet  sei  und  dass  er  mindestens  30  Pfg.  be- 
tragen habe.  Damit  sollte  vermieden  werden,  dass  die 
Accisamtskasse  mit  der  Rückvergütung  geringfügiger  Be- 
träge belästigt  werde. 

Der  Aufschlag  war  für  die  drei  Getreidearten  gleich 
hoch  und  nur  nach  dem  Grade  der  Verarbeitung  verschie- 
den.   Er  betrug  : 

für  Getreide  pro  100  kg  1,10  M. 

für  Mehl  und  Gries    „      „    „    1,50  M. 

für  Brot  „      „    „    1,14  M. 

„      „  „    1  V2  *    0,02  M. 

Diese  Sätze  bezogen  sich  auf  Nettogewicht,  Säcke 
wurden  mit  4l/2  Pfund  angerechnet. 

b)  Die  Belastung. 

Auf  den  Wert  der  belasteten  Waren  bezogen,  erge- 
ben sich  folgende  Zahlen  (Angaben  aus  dem  Jahre  1909) 
100  kg  Weizen  (mittel)  Preis  23,54  M.  Belastung  4,6% 

des  Wertes. 

100  kg  Roggen  (mittel)  Preis  17,60  M.,  Belastung  6,2% 
des  Wertes. 

100  kg  Weizenmehl  No.  0  Preis  36,04  M.,  Belastung  4,1  % 
des  Wertes. 

100  kg  Roggenmehl  No.  1  Preis  26,54  M.,  Belastung  5,6% 
des  Wertes 

3  kg  Schwarzbrot  Preis  0,86  M.,  Belastung  4,6%  des  Wertes. 

Die  Belastung  mit  durchschnittlich  5%  des  Wertes 
erscheint  im  Verhältnis  zu  anderen  bayerischen  wie  ausser- 
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bayerischen  Orten  als  recht  hoch.  Der  Mehl-  und  Brotauf- 
schlag war  ausser  in  Bayern  überhaupt  wenig  verbreitet, 
jedenfalls  hatte  Würzburg  unter  allen  Gemeinden,  die  eine 
Abgabe  von  Cerealien  erhoben,  mit  die  höchste.  In  Bayern 
erhob  lediglich  Nürnberg  absolut  und  relativ  noch  höhere 
Abgaben. 

Die  absolute  Belastung  des  Brotes  ergibt  sich  aus 
folgendem:  Von  den  drei  Arten  der  Besteuerung,  die 
bei  Getreide,  Mehl  und  Brot  von  ungleicher  Höhe  ist, 
kommt  für  die  Feststellung  der  tatsächlichen  Belastung 
der  Gewichtseinheit  nur  der  Mehlaufschlag  in  Frage. 
Die  Besteuerung  des  Getreides  spielt  schon  deshalb 
keine  Rolle,  weil  die  wenigen  Würzburger  Mühlen  nur 
mehr  etwas  Lohnmüllerei  betreiben,  für  deren  Mehl 
der  Aufschlag  ja  doch  wieder  zurückvergütet  werden 
musste.  Ausserdem  waren  die  einzelnen  Sätze  auch  nur 
äusserlich  verschieden,  rechnet  man  Getreide  auf  Mehl, 
Mehl  auf  Brot  um,  so  ergeben  sich  im  wesentlichen  die- 
selben Sätze.  Der  Einzelsatz  für  Brot  (2  Pfg.  pro  1 1/2  kg.) 
kommt  für  die  Bäcker  nicht  als  Teil  der  Produktionskosten, 
sondern  nur  als  Schutzzoll  gegenüber  der  Landkonkurrenz 
in  Frage.  Er  kann  aber  natürlich  auch,  wie  der  Schutzzoll 
an  der  Reichsgrenze,  preissteigernd  wirken.  Der  Mehl- 
aufschlag beträgt  für  100  kg  1,50  M.  Da  sich  aus  100  kg 
Mehl  ca.  130  kg  Brot  herstellen  lassen,  so  ergiebt  sich 
für  100  kg.  eine  Belastung  von  1,15  M.  Das  stimmt  auch 
mit  dem  Safe  für  100  kg  Brot  von  1,14  M.  überein.  Dar- 
nach ergiebt  sich  für  1  kg  1,15  Pfg.,  für  den  Normallaib 
von  3  kg  Brot  also  3,45  Pfg.,  auf  Grund  des  Detailsatzes 
4  Pfg.  Da  der  ganze  Aufschlag  wegfiel,  kann  man  somit 
als  Belastung  und  als  Steuerwegfall  für  3  kg  4  Pfg.  an- 
nehmen, was  auch  der  Meinung  der  beteiligten  Kreise 
entspricht. 
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c)  Die  Unterlagen  der  folgenden  Untersuchung. 

Die  Resultate  der  vorliegenden  Arbeit  sind  auf  in- 
duktivem Wege  gefunden,  denn  nur  so  lassen  sich  wirk- 
lich zuverlässige,  durch  die  Praxis  nicht  widerlegbare  Er- 
gebnisse finden.  Die  logische  Deduktion  ist  zwar  unent- 
behrlich, soweit  es  gilt,  Richtlinien  für  den  voraussicht- 
lichen Gang  der  Entwicklung  zu  finden,  die  so  gefundenen 
Resultate  werden  aber  allzu  leicht  im  einzelnen  durch 
die  Erfahrungen  der  Praxis  korrigiert.  Volkswirtschaft- 
liche Gesetze  haben  immer  nur  bedingte  Gültigkeit,  sie 
sind  nicht  wie  Naturgesetze  unabänderlich,  sondern  sie 
werden  in  hohem  Grade  von  den  Menschen,  ihrem  Wollen 
und  Wünschen,  beeinflusst.  Gerade  bei  der  Frage  der 
Preisfestsetzung  werden  die  volkswirtschaftlichen  Gesetze 
und  Deduktionen,  die  auf  der  Psyche  des  economical  man 
aufgebaut  sind,  durch  Erwägungen  altruistischer  und  sozial- 
politischer Natur  ziemlich  stark  korrigiert.  Ich  muss  mich 
hier  mit  diesen  Andeutungen  begnügen.  Neuerdings  ist 
ja  gerade  über  diese  Fragen  eine  eigene  Literatur  ent- 
standen, so  dass  im  Rahmen  dieser  Arbeit  ein  näheres 
Eingehen  doch  nicht  möglich  wäre. 

Legt  man  aber  diese  exaktere  Methode  der  Induk- 
tion, die  auf  statistischem  Zahlenmaterial  beruht,  zugrunde, 
so  kommt  natürlich  alles  auf  die  Zuverlässigkeit  dieser 
Zahlen  an.  Es  ist  daher  nötig,  einige  Angaben  über  die 
Herkunft  des  Zahlenmaterials  vorauszuschicken. 

1.  Der  Brotpreis.  Das  gangbarste  Brot,  das  in  Würz- 
burg als  hauptsächlichstes  Nahrungsmittel  genossen  wird, 
ist  ein  Schwarzbrot  mittlerer  Qualität,  zu  2/3  oder  mehr 
aus  Roggenmehl  hergestellt.  Es  kommt  in  drei  Gewichts- 
stufen in  den  Handel  :  zu  1 V21  3  und  6  Pfund.  Ueber  die 
Preise  des  Sechspfundlaibs  führt  der  Stadtmagistrat  eine 
Statistik,  die  in  der  Weise  hergestellt  wird,  dass  zu  An- 
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fang  jeden  Monats  die  Polizeibezirkswachtmeister  die 
Bäckermeister  und  Produktenhändler  ihres  Bezirkes  auf- 
suchen, den  Preis,  zu  dem  diese  den  6  Pfund  Laib  ver- 
kaufen, in  eine  Liste  eintragen  und  durch  Unterschrift 
bestätigen  lassen.  Soweit  die  Behörde  in  Betracht  kommt, 
ist  dieses  Verfahren  und  das  Resultat  wohl  einwandfrei. 
Dagegen  mag  es  vorkommen,  dass  die  Bäcker  die  Preise 
nicht  ganz  genau  angeben,  sei  es  aus  Angst  vor  der  Kon- 
kurrenz oder  aus  Unachtsamkeit  und  Interesselosigkeit. 
Eine  erhebliche  Rolle  werden  diese  Fehler  wohl  kaum 
spielen,  da  sie  sich  wahrscheinlich  ziemlich  untereinander  aus- 
gleichen und  bei  der  grossen  Zahl  der  Würzburger  Bäcker 
Einzelne  auf  das  Gesamtergebnis  überhaupt  keinen  Ein- 
fluss  haben  können.  Es  existieren  also  Aufzeichnungen 
über  die  durchschnittlichen  Monatspreise  des  sechspfün- 
digen  Schwarzbrots  bei  sämtlichen  Würzburger  Brotver- 
käufern, sodass  sich  daraus  alle  etwa  weiterhin  noch 
nötigen  Zahlen  berechnen  lassen. 

Ueber  die  übrigen  Brotsorten  finden  sich  keine  offi- 
ziellen Aufzeichnungen.  Dagegen  berichtet  die  Bäcker- 
innung dem  Magistrat  monatlich  über  den  Durchschnitts- 
preis von  einem  Pfund  Weizenbrot  (Weissbrot,  Semmeln) 
und  gemischtem  Brot. 

Der  Hauptfehler  der  offiziellen  Brotpreisstatistik  liegt 
darin,  dass  diese  auf  Qualitätsunterschiede  keine  Rück- 
sicht nehmen  kann.  Diese  Unterschiede  sind  ziemlich 
erheblich,  je  nachdem  es  sich  um  ein  feineres  Spezialbrot 
oder  ein  gröberes  Landbrot  u.  s.  w.  handelt.  Die  Mehl- 
mischung ist  hier  ausschlaggebend.  Ausserdem  ist  der 
Preis  der  gleichen  Qualität  in  einem  wohlhabenden  Viertel 
mit  höheren  Geschäftsspesen  ein  anderer  als  etwa  in 
einem  Arbeiterviertel.  Die  Qualitätsunterschiede  kommen 
als  solche  nur  da  in  der  Statistik  zum  Ausdruck,  wo  ein 
Geschäft  zwei  verschiedene  Qualitäten  Schwarzbrot  führt. 
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In  diesen  nicht  häufigen  Fällen  beträgt  die  Differenz  der 
beiden  Qualitäten  6-8  Pfg.;  ferner  dann,  wenn  die  Preise 
eines  Geschäftes  dauernd  wesentlich  niedriger  oder  höher 
als  bei  der  Mehrzahl  der  anderen  Betriebe  sind  und  schliess- 
lich dann,  wenn  sich  der  Preis  bei  einem  einzelnen  Be- 
trieb um  6  —  10  Pfg.  verändert.  Dagegen  lässt  sich  bei 
geringeren  Schwankungen  kaum  feststellen,  ob  sie  von 
Qualitätsveränderungen  oder  Mehlpreisschwankungen  her- 
rühren. Jedenfalls  sind  die  Durchschnittspreise  und  die 
häufigsten  Preise  infolge  des  grossen  zur  Verfügung  stehen- 
den Materials  von  über  300  Verkäufern  völlig  zuverlässig 
genug,  da  dabei  etwaige  Qualitätsunterschiede  und  andere 
Zufälligkeiten  ausgeglichen  werden. 

2.  Der  Mehlpreis.  In  der  magistratischen  Preissta- 
tistik findet  sich  auch  je  eine  Notiz:  Weizenmehl  pro 
Pfund,  Roggenmehl  pro  Pfund.  Mit  dieser  Zahl,  die  den 
Detailverkaufspreis  für  Mehl  für  das  Publikum  bezeichnet, 
lässt  sich  für  unsere  Zwecke  nichts  anfangen.  Für  die 
Bäcker,  also  auch  für  den  Brotpreis,  ist  natürlich  einzig 
der  Engrospreis  der  Mühlen-  und  Mehlgrosshandlungen 
massgebend.  Einen  Durchschnittsengrospreis  auf  Grund 
der  Notierungen  der  Mannheimer  Börse  anzunehmen,  ist 
*  kaum  möglich,  denn  die  Mehlgrosshändler  kaufen  ihr  Mehl 
im  Terminhandel  und  je  nachdem  sie  da  günstiger  oder 
ungünstiger  abschliessen,  können  sie  den  Bäckern  billigere 
oder  teuerere  Preise  berechnen.  Ebenso  liegt  die  Sache, 
wenn  der  Bäcker  das  Mehl  unter  Umgehung  des  Mehl- 
grosshändlers direkt  von  der  Mühle  bezieht.  Auch  hier 
wird  derjenige,  der  etwa  im  März  pro  Juli  kauft,  besser 
fahren,  als  etwa  der,  der  im  Juli  sich  seinen  augenblick- 
lichen Bedarf  sofort  sichern  muss.  Es  kann  auch  der  um- 
gekehrte Fall  eintreten,  aber  jedenfalls  wird  es  zu  erheb- 
lichen Preisunterschieden  in  den  Einkäufen  der  einzelnen 
Bäcker  kommen,  die  auf  einen  Durchschnittspreis  zurück- 
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geführt,  sicher  ein  schiefes  Bild  ergäben.  Ausserdem  ist  es 
natürlich  nachträglich  sehr  schwer,  von  den  nicht  beson- 
ders grossen  unkaufmännisch  betriebenen  Bäckereien  An- 
gaben über  die  seinerzeit  bezahlten  Mehlpreise  zu  erhal- 
ten. Eine  weitere  Schwierigkeit,  die  verhindert,  einfach 
einen  Durchschnittsmehlpreis  zugrunde  zu  legen,  liegt 
darin,  dass  ja  nicht  eine  einzige  Mehlsorte  verwendet  wird, 
sondern  Mehlmischungen,  die  bei  den  einzelnen  Bäckereien 
durchaus  nicht  völlig  gleichartig  zusammengesetzt  sind. 

Jedoch  standen  mir  zwei  Möglichkeiten  zur  Verfüg- 
ung, diesen  Schwierigkeiten  so  ziemlich  aus  dem  Weg  zu 
gehen. 

In  Würzburg  besteht  seit  1903  ein  Konsumverein, 
der  auch  eine  ganz  ansehnliche  Bäckerei  betreibt.  Dort 
wurden,  wie  oben  erwähnt,  mit  Hilfe  zweier  Doppelaus- 
zugöfen im  Geschäftsjahr  1910/11  2244  Sack  Weizen-  und 
3804  Sack  Roggenmehl  verarbeitet.  Da  der  Konsum- 
verein als  eingetragene  Genossenschaft  öffentlich  Rech- 
nung legt  und  ausserdem  mir  gerne  den  Einblick  in  seine 
Bücher  gestattete,  war  es  möglich,  einmal  für  einen  Be- 
trieb, der  durch  seine  grosse  Produktion  auch  auf  die 
Preisbildung  von  Einfluss  sein  muss,  genau  die  Mehlein- 
kaufspreise festzustellen.  Da  mir  nicht  nur  die  Bestell- 
bücher, sondern  auch  die  Fakturen  der  Mühlen  vorlagen, 
Hess  sich  genau  feststellen,  was  das  Mehl  im  Augenblick 
seiner  Verwendung  kostete.  Denn  wenn  die  Mühle  das 
Mehl  abliefert,  was  ja  infolge  des  Terminhandels  lange 
nach  der  Bestellung  sein  kann,  so  wird  das  Mehl  nicht 
mehr  lang  gelagert,  sondern  alsbald  verbacken.  Auf  diese 
Weise  ist  die  Schwierigkeit  vermieden,  die  sich  bei  Be- 
nützung der  Bestellbücher  von  Mehlhandlungen  ergab. 
Dort  musste  immer  vom  Termin  der  Bestellung  auf  den 
der  Lieferung  vorwärts  gegangen  werden  und  dabei  er- 
gaben sich  nicht  selten  Unklarheiten.    Die  so  gewonnenen 
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Zahlen  sind  jedenfalls  für  den  Konsumverein  absolut  zu- 
verlässig. Schlüsse  für  die  Mehlpreise  überhaupt  können 
daraus  nicht  bezüglich  ihrer  absoluten  Höhe,  sondern  nur 
bezüglich  ihrer  Bewegungen  gezogen  werden.  Denn  der 
Konsumverein  wird  zwar  infolge  grösserer  Abschlüsse 
billiger  einkaufen,  das  von  ihm  gekaufte  Mehl  wird  aber 
genau  den  gleichen  Weltmarkteinflüssen  unterliegen,  wie 
das  von  den  Bäckern  von  anderen  Mühlen  oder  Händ- 
lern bezogene  Mehl. 

Daneben  fand  sich  noch  ein  Weg,  um  auch  für  die  All- 
gemeinheit der  Bäckereien  gültige  Mehlpreise  zu  erhalten. 
Soweit  die  Bäcker  nicht  in  auswärtigen  Mühlen  kaufen, 
beziehen  sie  ihr  Mehl  vielfach  von  den  Würzburger  Mehl- 
grossfirmen und  zwar  meist  nicht  in  Terminhandel.  Die 
vier  grössten  Getreide-,  Mehl-  und  Landesproduktengross- 
handlungen  teilen  allmonatlich  ihre  Mehlverkaufspreise,  die 
sie  in  dem  betreffenden  Monat  den  Bäckern  berechneten, 
dem  Magistrat  mit.  Diese  Preise  sind  untereinander  in 
Höhe  und  Bewegung  sehr  ähnlich  und  wie  ein  Vergleich 
mit  den  Büchern  einer  der  Firmen  und  den  Angaben  des 
Konsumvereins  zeigt,  auch  völlig  zuverlässig. 

Auf  diese  Weise  erhält  man  also  tatsächlich  Preise, 
die  mit  den  wirklich  bezahlten  mindestens  grosse  Aehn- 
lichkeit  haben  und  jedenfalls  brauchbarer  erscheinen  als 
die  Mannheimer  Börsenpreise,  die  Schott  seiner  allerdings 
von  Mannheim  selbst  handelnden  Untersuchung  zugrunde 
gelegt  hat. 

3.  Die  sonstigen  Angaben  beruhen  zum  grossen  Teil 
auf  Mitteilungen  von  Interessenten,  Mehlgrosshändlern, 
Bäckern,  aber  auch  des  Konsumvereins  und  des  Stadt- 
magistrats. Einseitige  Darstellungen  werden  also  leicht 
durch  die  der  Gegenseite  korrigiert. 
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d)  Das  Würzburger  Bäckergewerbe. 

Zum  Verständnis  der  Preisbewegung  ist  es  notwen- 
dig, einige  Bemerkungen  über  die  Verhältnisse  im  Würz- 
burger ßäckergewerbe  voranzuschicken. 

Der  Zwangs  innung,  in  der  sämtliche  Bäckermeister 
zusammengeschlossen  sind,  gehören  schon  seit  Jahren 
ziemlich  unverändert  ca.  120  Mitglieder  an,  im  Verhältnis 
zur  Bevölkerung  geht  ihre  Zahl  also  zurück.  Die  Mehr- 
zahl der  Meister  betreibt  das  Geschäft  im  eigenen  Haus, 
das  zu  erwerben  nicht  sehr  schwer  fällt.  Ein  Gehilfe, 
der  zunächst  mit  dem  geringen  Kapital,  das  er  zur  Be- 
schaffung von  einigen  Sack  Mehl  benötigt,  als  Pächter 
einer  Bäckerei  das  Gewerbe  zu  betreiben  anfängt,  hat, 
wenn  er  sich  tüchtig  zeigt,  schon  nach  einem  Jahre  bei 
seinen  Lieferanten  soviel  Kredit,  dass  es  ihm  nicht  schwer 
fällt,  von  ihnen,  den  Mühlenbesitzern  und  Mehlgrosshänd- 
lern Hypothekkapitalien  zu  erhalten.  Dadurch  ist  er  dann 
in  die  Lage  versetzt,  das  gepachtete  Geschäft  oder  ein 
anderes  geeignetes  Haus  zu  erwerben.  Der  Geldgeber 
hat  dabei  den  Vorteil,  dass  er  in  seinem  Hypothekschuld- 
ner einen  allezeit  sicheren  Abnehmer  hat.  Wollte  der 
Bäcker  seinen  Mehlbedarf  von  einem  anderen  Lieferanten 
beziehen,  so  würde  er  immer  mit  der  Kündigung  seines 
Kapitals  zu  rechnen  haben.  Infolge  dieses  leichten  Im- 
mobilienerwerbs gibt  es  unter  den  120  Bäckern  nur  etwa 
22,  die  Pachtbäckereien  betreiben,  alle  übrigen  sind  völlig 
selbständig.  Die  Grösse  der  Betriebe  ist  naturgemäss 
ziemlich  verschieden.  Neben  mehreren  Bäckereien,  die 
eine  grössere  Anzahl  Gehilfen  und  Lehrlinge  beschäftigen, 
stehen  viele,  die  vom  Meister  allein  oder  mit  nur 
ein  oder  zwei  Hilfskräften  betrieben  werden.  Die  stark 
gestiegenen  Löhne,  die  vermehrten  Lasten  der  sozialen 
Versicherung  und  die  Arbeiterschutzgesetzgebung  sollen 


26 


die  Beschäftigung  von  Gehilfen  stark  verteuert  und  fast 
unrentabel  gemacht  haben.  Tatsache  ist  jedenfalls,  dass 
die  Zahl  der  in  Würzburger  Bäckereien  beschäftigten 
Gehilfen  in  den  letzten  10  Jahren  von  250  auf  152 
herunterging. 

Reine  Brotbäckereien  gibt  es  höchstens  ganz  ver- 
einzelt. Fast  an  alle  Bäckereien  sind  Nebenbetriebe  an- 
gegliedert. So  findet  man  vor  allem  Feinbäckereien  und 
Konditoreien,  Weinstuben  und  besonders  auch  Produkten- 
und  Kolonialwarenhandlungen  in  Verbindung  mit  den  Bä- 
ckereien. Vor  allem  in  den  äusseren  Stadtteilen,  wo  reine 
Bäckereien  unrentabel  wären,  werden  sie  gemeinsam  mit 
Kolonialwarenhandlungen  betrieben,  die  von  der  Frau  des 
Bäckermeisters  geführt  werden.  Aber  auch  die  reinen 
Produkten-  und  Kolonialwarenhandlungen  verkaufen  Brot, 
das  sie  von  den  Bäckern  unter  dem  Kundenpreis  erhalten 
(z.  B.  den  sechspfündigen  Laib  Schwarzbrot  6  —  8  Pfg. 
billiger).  Diese  Händler  können  infolgedessen  auch  zum 
Bäckerpreis  verkaufen,  auch  ihre  Preise  sind  in  der  städ- 
tischen Preisstatistik  enthalten. 

Bei  den  Preisen  ist  noch  zu  beachten,  dass  viele 
Bäcker  und  Händler  Rabattmarken  geben,  meist  4  Pfg. 
auf  80  Pfg.,  also  5°/0.  Insofern  sind  also  die  absoluten 
Preise  etwas  zu  hoch  angegeben.  Da  für  unsere  Zwecke 
aber  nur  die  relativen  Preise,  nur  die  Bewegung  wichtig 
ist,  stört  dieser  Fehler  kaum. 

Ueber  die  Rentabilität  der  Bäckereien  etwas  zuver- 
lässiges zu  sagen,  ist  sehr  schwierig,  gerade  beim  Fehlen 
einer  genügenden  Buchführung.  Die  Angaben  des  Innungs- 
vorstandes werden  immerhin  auf  Richtigkeit  einigen  An- 
spruch machen  können.  „Am  Brot  wird  nichts  verdient", 
an  die  Wahrheit  dieses  Satzes  glauben  alle  Bäcker.  Der 
Verdienst  rührt  nach  ihrer  Behauptung  von  Weissbrot, 
Semmeln  und  Konditorwaren  her.    Eine  Ueberschlagskal- 


27 


kulation  ergibt  auch  tatsächlich,  dass  am  6  Pfund  Laib 
höchstens  ein  Verdienst  von  2-3  Pfg.  bleiben  kann.  Es 
liegt  nahe,  dass  man,  wenn  man  schon  damit  rechnet,  am 
Brot  nichts  zu  verdienen  und  die  Preise  der  anderen 
Waren  so  kalkuliert  hat,  dass  man  an  ihnen  sein  Aus- 
kommen findet,  auch  leichter  eine  Reduktion  der  Preise 
des  Brotes  analog  den  reduzierten  Produktionskosten  ein- 
treten lässt. 

Da  die  Innung  eine  Zwangsinnung  ist,  kann  sie  nach 
den  Bestimmungen  des  §  100  q  der  Gewerbeordnung  keine 
zwingende  Festsetzung  der  Preise  vornehmen.  Eine  güt- 
liche Vereinbarung  ist  bei  der  grossen  Zahl  der  Innungs- 
mitglieder und  den  verschiedenen  Verhältnissen  der  ein- 
zelnen Betriebe  je  nach  den  Ansprüchen  ihres  Kunden- 
kreises nicht  möglich.  Infolgedessen  und  auch  wegen  der 
vorkommenden  Qualitätsunterschiede  zeigen  die  Preise 
nicht  unerhebliche  Differenzen. 

Neben  der  Innung  und  gegen  sie  steht  seit  1903  der 
Konsumverein  für  Würzburg  und  Umgebung,  der  eine 
eigene  Bäckerei  betreibt.  Um  von  ihrem  Umfang  einen 
Begriff  zu  geben,  seien  einige  Ziffern  angeführt.  Der 
Umsatz  der  Bäckerei  betrug  im  Geschäftsjahr  1910  11 
231500  M.,  sie  verarbeitete  2244  Sack  Weizenmehl  und 
3804  Sack  Roggenmehl  und  hat  jetzt  drei  Doppelauszug- 
öfen in  Betrieb.  Der  Gewinn  aus  dem  Bäckereibetrieb 
betrug  7465  M.  Der  Verein  unterhielt  in  den  Jahren 
1908/11  in  Würzburg  4  Läden,  seine  übrigen  Verkaufs- 
stellen befinden  sich  in  den  umliegenden  Dörfern  mit 
Industriebevölkerung.  Die  Mitgliederzahl  in  Würzburg 
selbst  stieg  von  200  im  Jahre  1903  auf  2500  im  Jahre 
1911.  Aus  diesen  Zahlen  geht  deutlich  hervor,  dass  der 
Konsumverein  infolge  seiner  grösseren  Kapitalkraft,  seiner 
besseren  Bezugsbedingungen  und  sichereren  Absatzver- 
hältnisse für  die  übrigen  Bäckereibetriebe  eine  schwere 
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Konkurrenz  sein  muss;  tatsächlich  klagen  auch  die  Innungs- 
mitglieder sehr  lebhaft  über  die  Erschwerung  ihres  Ge- 
schäftes, während  die  Tätigkeit  des  Vereins  für  seine 
Mitglieder  und  eben  durch  die  Konkurrenz  auch  für  das 
übrige  Publikum  sehr  vorteilhaft  wirkt. 

e)  Die  Preisbewegung  des  Brotes  selbst. 

Nachdem  wir  auf  diese  Weise  alle  für  die  Beurtei- 
lung der  Preisbewegung  wesentlichen  Vorfragen  besprochen 
haben,  können  wir  im  folgenden  zur  Darstellung  der  Be- 
wegung der  Brotpreise  selbst  übergehen. 

I.  Die  Preisbewegung  des  Schwarzbrotes. 

Die  nachfolgende  Tabelle  gibt  ein  Bild  der  in  der 
oben  geschilderten  Weise  erhobenen  Preisbewegung.  Die 
Zahlen  sind  die  abgerundeten  Durchschnittszahlen.  Als 
Durchschnittszahlen  sind  sie  daher  etwas  ungenau,  nicht 
zum  Schaden  ihrer  praktischen  Verwendbarkeit,  denn 
Durchschnittspreise  wie  86,7  Pfg.,  die  tatsächlich  nie  be- 
zahlt worden  sind,  geben  nur  ein  undeutliches  Bild  der 
wirklichen  Verhältnisse.  Dagegen  decken  sich  die  abge- 
rundeten Preise,  wie  mehrfache  Probezählungen  ergeben 
haben,  ziemlich  genau  mit  den  tatsächlich  bezahlten  häufig- 
sten Preisen,  die  viel  besser  als  Durchschnittspreise  ver- 
wendet werden  können  als  nur  errechnete  Preise.  Der 
Genauigkeit  wegen  und  um  auch  die  feinere  Bewegung 
zu  zeigen  sind  auch  die  errechneten  Preise  in  der  Tabelle 
angegeben. 


Preise  von  3  kg  Schwarzbrot  in  Pfennigen. 


1908 

1909 

1910 

1911 

Jan. 

88 

87,5 

87 

86,5 

84 

83,3 

76 

75,9 

Febr. 

87 

87,4 

87 

86,5 

83 

83,0 

76 

76,1 

März 

88 

87,8 

86 

85,8 

83 

82,5 

76 

76,0 
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1908 

1909 

1910 

1911 

April 

87 

87,5 

85 

85,4 

80 

80,2 

76 

75,9 

Mai 

87 

87,5 

85 

85,3 

78 

78,5 

76 

75,9 

Juni 

87 

87,4 

85 

85,3 

78 

78,3 

76 

75,8 

Juli 

87 

87,4 

85 

85,4 

78 

77,8 

76 

76,1 

August 

87 

87,3 

86 

85,6 

78 

77,5 

76 

76,0 

Sept. 

87 

87,2 

86 

85,7 

77 

77,0 

76 

75,9 

Oktob. 

87 

87,1 

85 

85,2 

76 

76,5 

76 

76,1 

Nov. 

87 

87,1 

85 

84,7 

76 

76,1 

77 

76,5 

Dez. 

87 

86,9 

84 

84,1 

75 

75,4 

77 

76,6 

Jahres- 
durch- 
schnitt 

87 

87,3 

85 

85,4 

80 

78,8 

76 

76,0 

Der  Beurteilung  der  Tabelle  sei  vorausgeschickt,  dass 
der  Durchschnittspreis  in  den  vorhergehenden  Jahren 
weit  niedriger  war,  dass  er  von  1898-1905  zwischen  68 
und  69  Pfennig  schwankte  und  erst  1906  auf  75  Pfg., 
1907  auf  80  Pfg.  und  schliesslich  1908  auf  87  bis  88  Pfg. 
stieg.  Das  Jahr  1908,  in  dem  wir  unsere  Beobachtungen 
beginnen,  bedeutet  also  den  Höhepunkt.  Andererseits 
genügt  es  auch  nach  der  Meinung  des  doch  gewiss  vor- 
sichtigen Laspeyres,  einen  Zeitraum  von  etwa  2  Jahren, 
vor  und  nach  dem  Zeitpunkt  der  Accisbeseitigung  zu  beob- 
achten, um  zuverlässige  Resultate  dem  Urteil  zugrunde 
legen  zu  können.  Es  bestand  daher  kein  Anlass,  diese 
früheren  Jahre  in  den  Kreis  unserer  Untersuchungen  ein- 
zubeziehen. 

Der  Brotpreis  stand  demnach  für  den  6  Pfund-Laib 
Schwarzbrot  zu  Beginn  des  Jahres  1908  auf  87  Pfg.  und 
hielt  sich  das  ganze  Jahr  hindurch  bis  März  1909  auf 
dieser  Höhe.  Freilich  zeigen  die  feineren  errechneten 
Durchschnittszahlen  schon  ein  leichtes  Sinken  des  Preises 
von  87,5  auf  86,5  Pfg.,  das  bedeutet  mit  anderen  Worten, 
dass  eine  grössere  Zahl  von  Betrieben  um  etwa  1  Pfg. 
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im  Preis  heruntergegangen  ist.  Das  Jahr  1909  zeigt 
sodann  in  seinem  weiteren  Verlauf  bis  November  ein 
Schwanken  zwischen  86  und  85  Pfg.,  der  Durchschnitt 
beträgt  mit  geringen  Abweichungen  85,5  Pfg.  Von  dann 
an  beginnt  eine  neue  Periode  leichten  Preisfalls,  bis  März 
1910  beträgt  er  weitere  2  Pfg.,  von  85  auf  83  (genau 
84,7  —  82,5).  Nun  setzt  ein  starker  Preisrückgang  ein,  von 
März  auf  April  und  von  April  auf  Mai  um  je  2  Pfg.  83  -  78 
(82,51—78,49),  der  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1910  um 
weitere  3  Pfg.  zunimmt,  von  78-75  Pfg.  (78,3-75,4).  Das 
Jahr  1911  zeigt  dann  schliesslich  wieder  einen  ganz  kon- 
stanten Preis  von  76  Pfg.,  der  sich  erst  in  den  beiden 
letzten  Monaten  auf  77  Pfg.  hebt.  Tatsächlich  beträgt 
aber  diese  Mehrung  nur  0,5  Pfg. 

Zwischen  dem  Maximum  von  87  Pfg.  1908  und  dem 
Minimum  von  76  Pfg.  1911  liegt  also  eine  1  ij2 jährige  Pe- 
riode des  Ausgleichs  dieser  beiden  Extreme  in  der  Zeit 
von  März  1909  bis  Oktober  1910,  in  die  der  Preisrück- 
gang von  11  Pfg.  fällt. 

Will  man  diese  Preisbewegung  mit  dem  Wegfall  des 
Mehlaufschlags  in  Verbindung  bringen  und  sehen,  ob  ihr 
die  Oktroibeseitigung  oder  andere  Ursachen  zugrunde 
liegen,  so  ist  nochmals  darauf  hinzuweisen,  dass  der  Auf- 
schlag vom  1.  April  1910  an  nicht  mehr  erhoben  wurde, 
und  dass  er  rund  4  Pfennige  betragen  hatte.  Es  ist  also 
ohne  weiteres  sicher,  dass  nicht  die  ganze  Verbilligung 
von  11  Pfg.  durch  die  Accisaufhebung  verursacht  sein 
kann.  Denn  einmal  ist  der  Rückgang  ja  viel  zu  gross, 
ausserdem  aber  beginnt  ja  die  Preisbewegung  schon  ein 
Jahr  vor  der  Accisaufhebung  und  kommt  erst  ein  halbes 
Jahr  nach  ihr  zum  Stillstand. 

Man  könnte  aus  dem  Rückgang  um  mehr  als  4  Pfg. 
sogar  vermuten,  dass  er  überhaupt  auf  anderen  Gründen, 
wie  z.  B.  der  Verbilligung  des  Mehlpreises  beruhe.  Eine 
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genaue  Prüfung  der  Preisbewegung  spricht  aber  gegen 
diese  Vermutung. 

Der  stärkste  Preisfall  findet  zwischen  März  und  Juni 
1910  statt  und  zwar  konzentriert  er  sich  auf  den  Ueber- 
gang  vom  März  zum  April  und  vom  April  zum  Mai  und 
beträgt  gerade  da  genau  4  Pfg.  (82,5  —  78,5),  während 
die  vorhergehenden  Senkungen  immer  nur  1  Pfg.  in  eini- 
gen Monaten  betrugen.  Der  Rückgang  um  zweimal  2 
Pfennige  in  den  beiden  Monaten  besagt  natürlich  nicht, 
dass  die  Bäcker  zweimal  ihre  Preise  herabgesetzt  hätten, 
sondern  vielmehr,  dass  jedesmal  nur  die  Hälfte  der  Be- 
teiligten um  den  ganzen  Betrag  herabgegangen  ist.  Es 
lässt  sich  das  eben  in  Durchschnittszahlen  nicht  anders 
darstellen.  Wenn  von  100  Bäckern  50  um  4  Pfennige 
heruntergehen,  so  wird  das  in  der  Durchschnittszahl  immer 
den  Eindruck  machen,  als  ob  alle  100  um  2  Pfennige 
heruntergegangen  wären,  da  der  Dividend  um  200  geringer 
wird,  während  der  Divisor  eigentlich  fälschlich  unverändert 
100  beträgt. 

Diese  Vermutung,  dass  nur  ein  Teil  der  Bäcker  zu 
Anfang  April,  zur  Zeit  der  Preisfeststellung,  die  Preise 
herabgesetzt  hat,  die  übrigen  den  Erfolg  und  die  Renta- 
bilität dieser  Massnahmen  aber  erst  einmal  abwarten  oder 
noch  mit  dem  Accis  belastetes  Mehl  verarbeiten  wollten, 
ist  ja  sehr  naheliegend,  ihre  Richtigkeit  lässt  sich  aus  den 
Urziffern  der  einzelnen  Betriebe  leicht  nachweisen. 

Es  wäre  für  diesen  Zweck  etwas  umständlich  gewe- 
sen, wollte  man  die  Preisbewegung  bei  jedem  einzelnen 
der  300  Brotverkäufer  kontrollieren.  Es  werden  hiefür 
Stichproben  genügen:  In  den  Stadtbezirken  II,  III,  VIII 
wurde  der  Preisveränderung  bei  jedem  einzelnen  Händler 
und  Bäcker  festgestellt.    So  ergab  sich 
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I.  März/April  1910. 

Bezirk  II         Bezirk  III  Bezirk  VIII 
Haug  Grombühl  Sanderau 


Preisfall  von  2                  in   2  Betrieben 

4  4              „  6 
6  J)  u.  mehr  „    6  „ 
zusammen              „  14  „ 

in    8  Betr. 
„  15  „ 
„    1  , 
„  24  „ 

in    1  Betr. 

n    15  ,? 

»    3  „ 
»  19  » 

unveränderter  Preis            „  15  „ 

„  14  „ 

„  23  „ 

Preissteigerung  - 

IL  April/Mai  19K 

»    2  „ 

). 

- 

Preisfall  von  2  J>              in    2  Betrieben 
4  4  »io 

6  ^  u.  mehr  „    2  „ 
zusammen              „  14  „ 

in   5  Betr. 

»    8  „ 
o 

„  16  „ 

in    3  Betr. 

n    18  » 

»    3  „ 
„  24  „ 

unveränderter  Preis            „  12  „ 

„  21  „ 

„  17  „ 

Preissteigerung                  „    3  „ 

Diese  Tabelle  ergibt  also  einmal,  dass  nur  etwa  die 
Hälfte  der  Händler  mit  den  Preisen  schon  zu  Anfang  April 
heruntergegangen  ist  und  dass  die  Uebrigen  diesem  Bei- 
spiel erst  im  Mai  gefolgt  sind.  Ausserdem  lässt  sich  auch 
ersehen,  dass  der  Abschlag  in  ca.  70°/o  der  Fälle  4  Pfennige 
betrug,  während  er  in  den  übrigen  Fällen  teils  kleiner, 
teils  grösser  war.  Dabei  ist  kein  Unterschied  zwischen 
Bäckern  und  Produktenhändlern  festzustellen.  Der  Kon- 
sumverein setzte  gleich  im  April  seinen  Brotpreis  um  4 
Pfennige  herunter.  Die  höheren  Preisrückgänge  von 
6-10  Pfg.  fanden  immer  dann  statt,  wenn  der  Preis  an 
sich  übermässig  hoch,  z.  B.  noch  88  Pfg.,  war,  während 
die  Mehrzahl  der  Geschäfte  schon  auf  84  oder  niedriger 
angelangt  waren. 

Wenn  danach  also  auch  grosse  Wahrscheinlichkeit 
dafür  gegeben  ist,  dass  der  Acciswegfall  den  Preisrück- 
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gang  verursacht  hat,  so  können  wir  doch  noch  keines- 
wegs den  Schluss  daraus  ziehen,  dass  dieser  Rückgang 
nicht  einfach  nur  ein  Glied  in  der  Kette  des  Preisfalls  von 
87  auf  76  Pfennig  ist  und  auf  denselben  Gründen  wie 
dieser  beruht.  Es  sind  deshalb  noch  die  übrigen  Gründe 
für  die  Preisbewegung  festzustellen.  Fragt  man  die  Bäcker 
warum  die  Preise  1908  so  hoch  gewesen  und  dann  herun- 
tergegangen seien,  so  versichern  sie  übereinstimmend:  „Ja 
damals  waren  die  Mehlpreise  so  hoch,  während  sie  seit- 
dem gesunken  sind".  Wir  werden  also  zunächst  Brot- 
und  Mehlpreise  miteinander  vergleichen. 

2.  Die  Preisbewegung  des  Mehles. 

Da  alle  Mehlsorten  gleich  hoch  besteuert  waren  und 
zwischen  den  verschiedenen  Sorten  eine  ziemlich  feste 
Preisrelation  besteht,  wäre  es  für  die  relative  Preis- 
bewegung (steigen  oder  fallen)  gleichgiltig,  welche  Mehl- 
sorte zugrunde  gelegt  wird.  Da  es  jedoch  wertvoll  und 
interessant  ist,  auch  die  absolute  Bewegung  möglichst 
genau  festzustellen,  wurde  der  jeweilige  Preis  der  in 
Würzburg  für  den  6  Pfund-Laib  Schwarzbrot  üblicherweise 
verwendeten  Mehlmenge  berechnet  und  mit  dem  ent- 
sprechenden Brotpreis  verglichen. 

Das  in  Würzburg  zum  Schwarzbrot  verwendete  Mehl 
ist  wie  allerwärts  eine  Mischung  von  Roggen-  und  Weizen- 
mehl. Eine  einheitliche  Norm  lässt  sich  für  sie  nicht  auf- 
stellen. Es  gibt  verschiedenartige  Mischungen,  von  denen 
aber  einzelne  als  typisch  angesehen  werden  können.  Am 
häufigsten  werden  Roggenmehl  No.  1  und  Weizenmehl 
No.  3  gemischt  und  zwar  pflegt  man  beide  Sorten  zu  un- 
gefähr gleichen  Teilen  zu  verwenden.  Steigt  jedoch  das 
Roggenmehl  im  Vergleich  zum  Weizenmehl  stärker  im 
Preis,  so  wird  es  vorteilhafter,  mehrWeizenmehl  zu  nehmen; 
denn  dadurch  wird  nicht  nur  die  Qualität  verbessert,  sondern 
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das  Brot  evt.  sogar  billiger.  Ungefähr  ebenso  häufig  ist 
die  Mischung  von  drei  Teilen  Roggenmehl  No.  1,  drei 
Teilen  Weizenmehl  No.3  und  einem  Teil  Weizenmehl  No.  1. 
Die  Beigabe  des  Weizenmehls  No.  1  erhöht  die  Fähig- 
keit der  Mischung,  Wasser  zu  binden  und  ermöglicht  in- 
folgedessen eine  bessere  Ausnützung  des  Mehles  und  eine 
grössere  Ausbeute  an  Brot.  Der  Preis  des  daraus  her- 
gestellten Brotes  ist  etwa  2' Pfennig  höher  als  der  des  aus 
der  Mischung  I  gewonnenen. 

Im  folgenden  ist  der  Preis  der  Mischung  II  mit  dem 
Brotpreis  verglichen.  Dazu  war  nötig,  die  dem  sechs- 
pfündigen  Laib  Brot  entsprechende  Mehlmenge  festzu- 
stellen. Als  durchschnittliche  Ausbeute  kann  man  an- 
nehmen, dass  sich  aus  100  kg  Mehl  ca.  45  Laib  Brot  zu 
6  Pfund  herstellen  lassen,  sodass  sich  eine  Ausbeute  von 
135  kg  ergibt.  Geben  also  100  kg  Mehl  135  kg  Brot, 
so  enthalten  6  Pfund  Brot  4,5  Pfund  Mehl.  Dabei  ist  als 
Spannung  zwischen  Weizenmehl  No.  0  und  Weizenmehl 
No.  1  2  Mark,  zwischen  Weizenmehl  No.  0  und  Weizen- 
mehl No.  3  5  Mark  angenommen.  Die  Preise  verstehen 
sich  bis  1.  April  1910  incl.  Accis  (1,50  M.  pro  100  kg) 
Daher  ergibt  sich  folgende  Tabelle: 


1909 


1910 


1911 


März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 


Januar 
Februar 


August 
Sept. 


Mehl 
63 
64 
66 
67 
69 
71 
71 
68 
62,5 


Brot 
87 
87 
86 
85 
85 
85 
85 
86 
86 


Mehl 
63 
63 
62 
59 
58 
54 
57 
58 
57 


Brot 
84 
83 
83 
80 
78 
78 
78 
78 
77 


Mehl 
57 
57 
57 
56 
60 
60 
58 
60 
64 


Brot 
76 
76 
76 
76 
76 
76 
76 
76 
76 
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1909  1910  1911 


Mehl 

Brot 

Mehl 

Brot 

Mehl 

Brot 

Oktober 

64 

85 

57 

76 

63 

76 

Nov. 

63 

85 

56 

76 

61 

77 

Dez. 

64 

84 

56 

75 

61 

77 

Jahres- 
durch- 
schnitt 

64 

85,5 

58 

79 

60 

76 

Eine  flüchtige  Betrachtung  dieser  Zahlen  mag  den 
Anschein  erwecken,  als  ob  die  eingangs  erwähnte  Reichs- 
tagsdrucksache (s.  S.  7)  mit  ihrer  Behauptung  Recht  habe, 
dass  tatsächlich  Mehlpreis  und  Brotpreis  verschiedene  Wege 
gingen.  Beim  näheren  Zusehen  ergibt  sich  aber  ein  an- 
deres Bild.  Vor  allem  findet  sich  die  auch  von  anderen 
Autoren  bestätigte  Tatsache,  dass  der  Mehlpreis,  der  vom 
Welthandel  abhängig  ist,  störenden  Einflüssen  gegenüber 
ziemlich  empfindlich  ist,  während  der  Brotpreis  als  Kun- 
dendetailpreis sich  nur  sehr  langsam  verändert.  Kleine 
Veränderungen  des  Mehlpreises  macht  der  Brotpreis  über- 
haupt nicht  mit,  grössere  wirken  auch  nicht  sofort,  son- 
dern erst  einige  Zeit  später.  Das  rührt  daher,  dass  das 
zu  dem  betreffenden  Monatspreis  gekaufte  Mehl  öfter  erst 
einige  Zeit  nachher  verbacken  wird.  Schott  hat  deshalb 
nicht  Mehl-  und  Brotpreise  desselben  Monats,  sondern 
den  Mehlpreis  des  einen  mit  dem  Brotpreis  des  folgenden 
Monats  verglichen.  In  der  obigen  Tabelle  ist  aber  nichts 
zu  finden,  was  für  einen  Zeitraum  von  gerade  einem  Monat 
spräche.  Vielmehr  handelt  es  sich  eher  um  längere  Fristen. 
Da  also  doch  keine  Regel  aufgestellt  werden  kann,  kann 
man  die  Gegenüberstellung  ganz  gut  in  der  obigen  Form 
vornehmen;  man  muss  eben  immer  längere  Zeiträume, 
nicht  nur  einzelne  Monate,  beobachten  und  vergleichen. 
Nicht  berücksichtigt  ist  ein  eventueller  Einfluss  des  ver- 
änderten Preisverhältnisses  von  Roggen-  und  Weizenmehl 
auf  die  Zusammensetzung  der  Mischung. 
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In  grossen  Zügen  ergibt  die  Tabelle  folgendes  Bild. 
Der  Mehlpreis  ist  von  Beginn  des  Jahres  1909  an  bis  zum 
Hochsommer  in  starkem  Steigen  begriffen,  von  63  auf  71 
Pfennig,  geht  aber  dann  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres 
wieder  auf  den  Stand  zu  Jahresanfang  zurück.  Der  Brot- 
preis hat  während  der  gleichen  Zeit  eine  langsam  fallende 
Tendenz,  die  aber  durch  die  Steigerung  des  Mehlpreises  auf- 
gehalten wird,  im  Hochsommer  zeigt  er  sogar  auch  wieder 
eine  leichte  Steigerung.  Das  folgende  Jahr  1910  bringt 
bis  Juni  ein  ständiges  Sinken  des  Mehlpreises,  von  da  an 
ein  Steigen  bis  zum  September;  am  Ende  des  Jahres  ist 
der  niedrige  Stand  des  Juni  noch  nicht  wieder  erreicht. 
Der  Brotpreis  zeigt  dagegen  gleichzeitig  ein  stetiges  Fallen. 
Die  erste  Hälfte  des  Jahres  1911  ähnelt  beim  Mehlpreis 
der  zweiten  Hälfte  des  vorhergehenden  Jahres.  Vom  Mai 
bis  Oktober  steigt  der  Preis  um  insgesamt  7  Pfennig,  sinkt 
aber  im  Spätherbst  wieder  um  3  Pfennig.  Der  Brotpreis 
ist  fast  das  ganze  Jahr  1911  unverändert,  er  zeigt  nur  ein 
leichtes  Steigen  in  den  beiden  letzten  Monaten.  Das  von 
Schott  geprägte  Wort  vom  sensitiven  Mehlpreis  und  phleg- 
matischen Brotpreis  findet  also  seine  Bestätigung,  trotzdem 
erscheinen  die  allgemeinen  Tendenzen  der  beiden  Beweg- 
ungen, wenn  nicht  identisch,  so  doch  sehr  ähnlich. 

Untersuchen  wir  nun  die  Bewegung  im  einzelnen,  vor 
allem  um  den  kritischen  1.  April  1910,  so  finden  wir  fol- 
gendes: 

Von  März  auf  April  ist  der  Mehlpreis  wie  der  Brot- 
preis um  3  Pf.  gefallen,  von  April  auf  Mai  der  Mehlpreis 
um  einen,  der  Brotpreis  um  2  Pf.  Ueber  den  Anlass 
dieser  Bewegung  beim  Mehl  gibt  das  Urmaterial  unserer 
Mehlpreisberechnung  Aufschluss.  Auf  den  Zetteln,  die 
die  4  Grosshandlungen  dem  Magistrat  einreichen,  hiess 
es  bis  zum  1.  April  1910  immer:  Preis  für  100  kg  .  .  .  Mehl 
(incl.  Accis).    Dieser  Zusatz  fehlt  von  der  Aufhebung  des 
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Accises  an.  Um  zu  sehen,  ob  der  Mehlpreis  excl.  Accis 
sich  verändert  hat,  müssten  also  die  Preise  bis  1,  April 
1910  um  den  Accis,  also  um  4  Pf.  niedriger  angesetzt 
werden.  Der  durchschnittliche  Preisrückgang  pro  100  kg 
beträgt  bei  den  4  Firmen  für  Weizen  1 ,50  M.,  für  Roggen  1  M. 
Freilich  schwankt  bei  den  einzelnen  Firmen  der  Rückgang 
zwischen  2,50  M.  und  0,50  M.  bei  Weizen  und  2  M.  und 
0,50  M.  bei  Roggen,  doch  vermag  das  die  Tatsache,  dass 
der  Rückgang  der  Durchschnittspreise,  auf  denen  unsere 
4,5  Pfund-Preise  beruhen,  1,50  M.  bis  1  M.  beträgt,  nicht  zu 
beeinträchtigen.  Der  reine  Mehlpreis  ist  also  vom  März 
auf  April  unverändert  geblieben,  ja  er  ist  teilweise  sogar 
gestiegen.  Einen  weiteren  Beweis  für  diese  Behauptung 
geben  Aufzeichnungen,  die  ich  aus  dem  Material  einer 
der  4  Grosshandlungen  gewonnen  habe.  Dieses  Geschäft 
erhält  von  der  Grossmühle,  von  der  es  hauptsächlich  be- 
zieht, fortlaufend  Mitteilung  über  die  Veränderung  der 
Weizen-,  öfters  auch  jener  der  Roggenpreise.  Danach 
ist  zwar  vom  Januar  1910  an  ein  ständiges  Sinken  des 
Weizenpreises  zu  beobachten,  das  aber  niemals,  auch 
nicht  von  März  bis  April  1910  auch  nur  annähernd  den 
Betrag  des  Accises  erreicht.  Ein  wirklich  bedeutender 
Rückgang  zeigt  sich  erst  wieder  Mitte  Mai,  der  jedoch 
auf  den  Brotpreis  in  April  und  Mai  unmöglich  Einfluss 
gehabt  haben  kann.  Da  also  der  Rückgang  des  Mehl- 
preises nur  auf  den  Wegfall  des  Accises,  der  Rückgang 
des  Brotpreises  aber  auf  den  des  Mehlpreises  zurückgeht, 
so  ist  das  Billigerwerden  des  Brotes  ebenfalls  auf  den 
Acciswegfall  zurückzuführen. 

Man  könnte  dem  entgegenhalten,  dass  es  auffallend 
sei,  dass  hier  auf  einmal  der  Brotpreis  sogleich  auf  die 
Veränderung  des  Mehlpreises  reagiert,  während  sonst 
meist  eine  Frist  von  einem  Monat  und  mehr  verstreicht, 
bis  sich  eine  Steigerung  des  Mehlpreises  im  Brotpreis 
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zeigt.  Der  Grund  für  diese  scheinbare  Anormalität  liegt 
einfach  darin,  dass  die  Bäcker  ja  schon  Jahre,  oder 
wenigstens  Monate  vorher  davon  Kenntnis  hatten,  dass 
vom  1.  April  1910  an  die  Händler  und  Mühlen  ihre  Preise 
um  den  Betrag  des  Aufschlags  würden  vermindern  müssen. 

Eine  weitere  Bestätigung  der  bisher  gefundenen  Re- 
sultate geben  die  Zahlen  des  Konsumvereins,  die  wohl 
auch  am  zuverlässigsten  sind.  Die  vom  Konsumverein 
hergestellte  Qualität  ist  etwas  geringer  als  die  vorhin 
dem  städtischen  Durchschnitt  zugrunde  gelegte.  Sie  wird 
hergestellt  aus  zwei  Teilen  Roggenmehl  No.  1,  fünf  Teilen 
durchgemahlenem  Roggenmehl,  also  einer  gröberen  Mehl- 
sorte und  zwei  Teilen  Weizen  No.  3,  der  durchschnittliche 
Unterschied  zwischen  den  Mehleinkaufspreisen  des  städti- 
schen Durchschnitts  und  denen  des  Konsumvereins  beträgt 
ca.  7-9  Pf.  pro  4,5  Pfund  Mehlmischung. 


Preise  von  4,5  Pfd.  Mehlmischung  u.  6  Pfd.  Schwarzbrot 

(Konsumverein  Würzburg) 
1908  1909  191Q  1911 


Mehl 

Brot 

Mehl 

Brot 

Mehl 

Brot 

Mehl 

Brot 

Jan. 

58 

88 

61 

86 

55 

82 

50 

76 

Febr. 

58 

88 

59 

86 

55 

80 

50 

76 

März 

58 

86 

59 

82 

55 

80 

50 

76 

April 

56 

86 

59 

82 

52 

76 

50 

76 

Mai 

56 

86 

60 

82 

52 

76 

50 

76 

Juni 

56 

86 

62 

82 

52 

76 

52 

76 

Juli 

63,5 

86 

62 

82 

50 

76 

52 

76 

August 

63 

86 

Aug.  fehlt  86 

50 

76 

53 

76 

Sept. 

61 

86 

55,5 

86 

50 

76 

57 

76 

Okt. 

61 

86 

55 

82 

50 

76 

56 

76 

Nov. 

61 

86 

55 

82 

50 

76 

59 

76 

Dez. 

61 

86 

55. 

82 

50 

76 

59 

76 

Jahres- 
durchschnitt 

60 

86 

58 

82 

52 

76 

52 

76 
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Auch  hier  haben  wir  ziemlich  dasselbe  Bild  wie 
beim  städtischen  Durchschnitt.  Der  Hauptunterschied  be- 
steht darin,  dass  die  Mehl-  wie  die  Brotpreise  weit  kon- 
stanter sind  als  bei  den  Bäckern.  Das  ist  freilich  nur 
scheinbar  richtig,  denn  die  Bäckerpreise  bleiben  im  ein- 
zelnen, wie  ein  Blick  in  das  Urmaterial  zeigt,  ebenso 
lang  unverändert  wie  beim  Konsumverein.  Es  verändern 
eben  in  jedem  Monat  einzelne  und  immer  wieder  andere 
Bäcker  ihren  Preis.  Das  kommt  natürlich  als  Beein- 
flussung der  Durchschnittszahlen  zum  Ausdruck  und  lässt 
sich  auch  bei  „häufigsten  Zahlen"  nicht  ganz  vermeiden, 
denn  auch  da  kann  eine  Aenderung  bei  Wenigen  eine 
Veränderung  der  Gesamtziffer  bedeuten.  Die  Spannung 
zwischen  Mehl-  und  Brotpreis  ist  auch  hier  nicht  konstant, 
sie  schwankt  zwischen  25  und  30  Pf.,  11-13  M.  pro  Dz. 
Mehl.  Die  Mehl- und  Brotpreise  von  1911  sind  vorsichtig 
zu  gebrauchen,  denn  tatsächlich  wurde  eine  mindere 
Qualität  Brot  zu  68  Pf.  hergestellt,  das  Brot  zu  76  Pf. 
zeitweise  überhaupt  nicht  gebacken. 

Im  einzelnen  ergibt  sich  folgendes:  Das  Mehlpreis- 
maximum von  60  —  63  Pf.  fällt  in  die  Zeit  vom  Sommer 
1908  bis  Sommer  1909.  Dann  folgt  ein  Sinken  in  drei 
Etappen,  bis  im  Sommer  des  Jahres  1911  infolge  des 
wegen  der  Trockenheit  wenig  günstigen  Ernteausfalls  ein 
neues  Anziehen  der  Preise  einsetzt.  Der  Brotpreis  rea- 
giert erst  sehr  spät,  als  es  gar  nicht  mehr  anders  geht, 
im  Sommer  1909  mit  einer  vorübergehenden  Preiserhöhung 
um  4  Pf.  Im  übrigen  steht  der  Brotpreis  aber  auch  unter 
sinkender  Tendenz. 

Betrachten  wir  die  gerade  für  unseren  Zweck  be- 
sonders wichtige  Einzelbewegung.  Der  Mehlpreis  fällt  von 
März  auf  April  um  3  Pfennige,  von  55  auf  52,  erreicht 
also  den  Acciswegfall  nicht  ganz.  Und  warum?  Die 
Notierungen  auf  den  einzelnen  Fakturen  der  Mühle  lauten: 
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Weizen  0     Roggen  I    Roggen  D 
März  (incl.  Accis)        30,25  26,50  24,50 

April  (ohne  Accis)      30,25  25,-  23,- 

Demnach  ist  bei  Roggen  der  Accis  glatt  weggefallen, 
er  ist  1,50  M.  billiger  geworden,  während  der  eigentliche 
Mehlpreis  unverändert  geblieben  ist.  Da  der  Weizenpreis 
aber  scheinbar  unverändert  blieb,  also  tatsächlich  um  den 
Accis  höher  wurde,  konnte  der  Acciswegfall  im  Preise  der 
gesamten  verbrauchten  Mehlmischung  nicht  mit  4  Pfennig 
pro  4,5  Pfund,  sondern  nur  mit  3  Pfennigen  in  Erschein- 
ung treten. 

Der  Brotpreis  hat  gleichzeitig  einen  Rückgang  von 
80  Pfg.  auf  76  Pfg.  durchgemacht,  der  unzweifelhaft  mit 
dem  Acciswegfall  zusammenhängt.  Der  Konsumverein 
hat  tatsächlich  im  Hinblick  auf  den  Wegfall  der  Aufschläge 
den  Preis  des  Brotes  um  4  Pfg.  pro  Laib  herabgesetzt. 
Er  wollte  seinen  Mitgliedern  diesen  Vorteil  zuwenden. 
Er  meinte,  man  könne  dies,  denn  das  Mehl  sei  tatsächlich 
um  den  Aufschlag  billiger  geworden.  Der  Bäckerinnung 
blieb  daher  schon  mit  Rücksicht  auf  die  Konkurrenz  nichts 
anderes  übrig,  als  ihren  Mitgliedern  ebenfalls  die  Preis- 
reduktion zu  empfehlen.  Dass  sie  Erfolg  gehabt  hat, 
haben  wir  oben  gesehen. 

Als  Ergebnis  der  bisherigen  Untersuchung  können 
wir  also  folgendes  feststellen: 

1.  Die  Mehlhändler  und  Mühlen  haben  ab  1.  April 
ihren  Abnehmern  keinen  Accis  mehr  berechnet.  Der  reine 
Mehlpreis  ist  um  den  Accis  niedriger  geworden,  unbe- 
schadet etwaiger  anderweitiger  Veränderungen. 

2.  Der  Brotpreis  ist  dem  Rückgang  des  Mehlpreises 
gefolgt  und  ist  ziemlich  genau  um  den  Accis  niedriger 
geworden. 

3.  Da  aber  der  reine  Mehlpreis  ziemlich  unverändert 
geblieben  ist,  ist  der  Rückgang  des  Brotpreises  auf  den 
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Acciswegfall  zurückzuführen.  Dabei  ist  vorausgesetzt, 
dass  nicht  noch  andere  preismindernde  Ereignisse  in  jener 
Zeit  vorgefallen  sind. 

Auch  nach  dem  Beispiel  von  Laspeyres  sollen  die 
bisher  gefundenen  Tatsachen  noch  weiterhin  auf  ihren  Wert 
untersucht  werden,  es  soll  gesehen  werden,  ob  nicht  doch 
noch  andere  Gründe  als  preismindernd  inbetracht  kommen. 
Dabei  können  wir  von  vorn  herein  feststellen,  dass  eine 
Minderung  der  übrigen  Produktionskosten  nirgends  einge- 
treten ist,  dass  vielmehr  hier  fast  alle  Posten  im  Steigen 
begriffen  sind.  Arbeitslöhne,  soziale  Lasten  (R.V.O.),  Mie- 
ten, Steuern  und  Abgaben,  Lebenshaltung,  (Fleischpreise), 
die  übrigen  Rohstoffe  (Eier,  Milch,  Butter  usw.),  überall 
sehen  wir  eine  Aufwärtsbewegung;  wo  sich  Rückgänge 
finden,  können  sie  für  die  Preisbildung  ihrer  Geringfügig- 
keit wegen  kaum  inbetracht  kommen. 

Laspeyres  untersucht  daneben,  ob  nicht  etwa  in  an- 
deren Jahren  um  dieselbe  Zeit  ein  ähnlicher  Preisrück- 
gang erfolgt  ist.  Eine  Prüfung  unserer  Tabellen  ergibt, 
dass  in  den  Jahren  1908  und  1911  der  Brotpreis  über- 
haupt fast  völlig  unverändert  blieb,  dass  1909  ein  schwacher 
Rückgang,  aber  erst  gegen  Jahresende  eintrat.  Das  Jahr 
1910  nimmt  also  darin  eine  völlige  Ausnahmestellung  ein, 
von  einem  periodischen  Preisfall  kann  erst  recht  keine 
Rede  sein.  Ebenso  liegt  die  Sache  beim  Mehlpreis,  der, 
wie  allgemein  bekannt,  vom  Frühjahr  an  bis  zur  neuen 
Ernte  zu  steigen  beginnt.  Von  periodischen  Preissteige- 
rungen in  den  Monaten  März/Mai  ist  in  den  Tabellen  je- 
denfalls auch  nichts  zu  finden.  Wir  finden  also  keine  an- 
deren Gründe  für  den  Preisrückgang  und  können  deshalb 
den  Acciswegfall  als  einzige  Ursache  der  geminderten 
Preise  bezeichnen. 

Der  bisher  geschilderte  Verlauf  -  ein  momentaner 
Preisrückgang  um  den    Oktroibetrag   -    ist   auch  von 
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vielen  zugegeben  worden,  die  im  übrigen  die  Accise  ver- 
teidigten und  sie  beibehalten  wissen  wollten.  Sie  haben 
aber  diesem  Verlauf,  der  doch  für  die  Aufhebung  der 
Accise  sprechen  würde,  im  Reichstag  wie  in  der  Litera- 
tur entgegengehalten:  „Der  momentane  Preisrückgang  kann 
nur  vorübergehend  sein,  er  wird  bald  durch  ein  neues 
Steigen  abgelöst  werden,  sobald  sich  etwas  in  den  Welt- 
marktpreisen ändert."  Es  ist  natürlich  recht  wahrschein- 
lich, dass  auch  nach  der  Abschaffung  der  Aufschläge  die 
Preise  wieder  steigen  werden,  wenn  die  Getreide-  und 
Mehlpreise  höher  werden,  aber  ebenso  einleuchtend  ist, 
dass  sie  nicht  ausser  dieser  natürlichen  Erhöhung  auch  noch 
eine  Steigerung  um  den  Accisbetrag  durchmachen  werden. 
Einen  deduktiven  Beweis  kann  man  dafür  jedenfalls  nicht 
führen  und  wenn  Autoren  wie  Kohl  u.  A.  behaupten,  dass 
sich  auch  das  Gegenteil  nicht  (induktiv)  beweisen  lasse, 
so  lässt  sich  das  für  Würzburg  durch  folgende  Tatsachen 
widerlegen.  Seit  Mai  1910,  seit  der  Beseitigung  des 
Accises  ist  der  Brotpreis  bis  zum  November  1911,  also 
17  Monate  unverändert  auf  76  Pfennig  stehen  geblieben. 
Erst  da  ist  er  um  1  Pfennig  gestiegen,  nachdem  inzwischen 
der  Mehlpreis  infolge  der  Welternte  um  5  — 7  Pfennig  ge- 
stiegen war,  und  die  Spannung  zwischen  Mehl-  und  Brot- 
preis nunmehr  13  statt  wie  üblich  20  Pfg.  betrug.  Der 
Konsumvereinspreis  ist  überhaupt  unverändert  geblieben. 
Der  Brotpreis  hätte  also  eigentlich  steigen  müssen.  Er 
hat  dies  nicht  oder  nur  ganz  unvollkommen  getan,  auch 
eine  versteckte  Steigerung  um  den  Accisbetrag  lässt  sich 
nicht  feststellen,  da  ja  zu  einem  weiteren  Sinken  der  Preise 
keine  Veranlassung  mehr  bestand.  Die  billigeren  Preise 
als  Vorteile  der  Accisaufhebung  kommen  also  den  Kon- 
sumenten auch  heute,  noch  nach  zwei  Jahren  zugute,  man 
darf  sie  also  ruhig  als  dauernd  bezeichnen. 


43 


Weitere  Untersuchungen,  wie  sie  Laspeyres  für  nötig 
hält,  ob  an  anderen  Orten  oder  anderen  Waren  vielleicht 
ähnliche  Bewegungen  vorgekommen  sind,  wurden  aus  den 
oben  aufgeführten  Gründen  nicht  angestellt. 

Die  Preisbewegung  bei  den  kleineren  Verkaufsgrössen 
des  Schwarzbrotes  verlief  völlig  der  des  sechspfündigen 
Laibes  entsprechend. 

3.  Die  Preisbewegung  des  Weissbrotes. 

Neben  Mehl-  und  Schwarzbrot  waren  als  weitere 
vom  Mehlaufschlag  getroffene  Produkte  Weissbrot  und 
Semmeln  zu  untersuchen.  Auf  eine  Semmel  vom  Durch- 
schnittsgewicht von  50  gr.  trifft  ein  ungefährer  Accisbetrag 
von  0,05= V20  Pfg-  Diese  Summe  konnte  natürlich  nicht 
im  Detailpreis  ausgedrückt  werden.  Auch  der  Weg,  das 
Brötchen  um  den  Wert  von  V20  Pfennig  grösser  zu  machen, 
dürfte  kaum  gangbar  sein,  denn  wenn  man  für  3  Pfennig 
50  gr.  erhält,  so  erhält  man  für  V20  Pfennig  0,8  gr.  Viel- 
mehr ist  in  diesem  Falle  der  weggefallene  Accis,  schon 
aus  praktischen  Gründen,  den  Bäckern  zugute  gekommen, 
die  dafür  auch  leichter  mit  dem  Brotpreis  herabgehen 
konnten. 

Dagegen  lässt  sich  beim  Weissbrotpreis,  wo  es  sich 
eben  nicht  mehr  um  50  gr.,  sondern  um  ein  Pfund  handelt, 
schon  wieder  eine  Bewegung  feststellen.  1  Pfund  Weiss- 
brot kostete  nach  den  Angaben  der  Bäckerinnung  im  Jahre 
1909  bis  zum  Juni  1910  durchweg  29  Pfg.  Nur  der  Mai 
1909  mit  30  und  der  Juli  1910  mit  28  Pfg.  machen  eine 
unbedeutende  Ausnahme.  Dagegen  fällt  der  Preis  vom 
1.  Juni  1910  an  auf  26  Pfg.  und  bleibt  dann  die  ganze 
folgende  Zeit  absolut  unverändert  stehen.  Schon  der 
Preisfall  um  3  Pfg.  pro  Pfund  spricht  nicht  gerade  dafür, 
dass  wir  es  hier  mit  einer  Einwirkung  des  Acciswegfalls 
zu  tun  haben,  er  ist  viel  zu  stark,  der  Betrag  von  einem 
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Pfennig  würde  etwa  dem  Accis  entsprechen.  Ausserdem 
ergibt  eine  Vergleichung  der  hier  hauptsächlich  massge- 
benden Weizenmehlpreise,  dass  gerade  in  der  Zeit  vom 
Februar  bis  Juni  der  Preis  von  34,75  M.  an  auf  30  M.  fällt, 
wobei  nur  der  Betrag  von  1,50  M.  auf  den  Aufschlag  trifft, 
während  3,25  M.  auf  ein  wirkliches  Billigerwerden  ent- 
fallen. Freilich  würde,  da  der  Aufschlag  von  1,50  M.  bei 
Weizen  einem  Preisanteil  von  1  Pfennig  entspricht,  4,75  M. 
einem  Preisanteil  von  3  Pfennig  entsprechen  und  also  tat- 
sächlich in  den  3  Pfennig  Preisabschlag  1  Pfennig  Accis- 
wegfall  enthalten  sein. 

Noch  weniger  lässt  sich  aus  der  Preisbewegung  des 
sog.  gemischten  Brotes  sehen,  das  bis  zum  Mai  1910 
durchweg  auf  18  Pfg.  pro  Pfund  steht  (nur  im  Mai  und 
Juli  1909  auf  19  Pfg.),  im  Mai  1910  auf  17,  im  Juni  auf 
15  Pfennig  sinkt.  Schon  im  August  erreicht  es  wieder 
17  Pfg.  und  vom  September  an  steht  es  unverändert  auf 
20  Pfg.  Wahrscheinlich  wird  auch  hier  der  Weizenmehl- 
rückgang die  Hauptrolle  spielen,  es  ist  auch  nicht  einzu- 
sehen, warum  der  Wegfall  nicht,  wie  beim  Schwarzbrot, 
schon  zum  April  erfolgt  sein  sollte. 

Man  sieht  aus  diesem  Beispiel,  auf  wie  glücklichen 
Zufällen  es  beruht,  dass  wir  beim  Schwarzbrot  einiger- 
massen  sichere  Resultate  erhalten  haben.  Wäre  der  Rog- 
genmehlpreis ebenso  stark  im  Sinken  begriffen  gewesen, 
so  wäre  es  ebensowenig  möglich  gewesen,  aus  dem  Sinken 
des  Brotpreises  einwandfrei  zu  schliessen,  dass  er  auf  dem 
Acciswegfall  und  nicht  auf  allgemeinen  Preisfaktoren  be- 
ruhe. Wir  müssen  auch  zugeben,  dass  wir  auch  unter 
diesen  günstigen  Verhältnissen  nichts  ganz  sicheres  erfahren 
hätten,  wenn  wir  nicht  die  Beschlüsse  des  Konsumvereins 
und  der  Bäckerinnung  auf  Herabsetzung  der  Preise  gekannt 
hätten.  Es  scheint  daraus  doch  hervorzugehen,  dass  es 
in  der  Wirtschaftswissenschaft  weit  schwieriger  als  in  der 
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Naturwissenschaft  ist,  auf  rein  induktivem  Wege,  nur  mit 
Hilfe  statistischer  Methoden  und  exakter  Tatsachenbeo- 
bachtung zu  sicheren  Resultaten- zu  kommen.  Auch  hier 
müssen  immer  wieder  unexakte  spekulative  Methoden  zu 
Hilfe  genommen  werden,  um  die  Ergebnisse  der  exakten 
zu  kontrollieren  und  zu  ergänzen. 

f)  Die  Verhältnisse  in  Schweinfurt. 

Nachdem  so  die  Untersuchungen  über  den  Würzbur- 
ger Getreide-,  Mehl-  und  Brotaufschlag  zu  Ende  geführt 
sind,  seien  noch  zum  Vergleich  und  zur  Ergänzung  kurz 
die  entsprechenden  Ergebnisse  aus  der  benachbarten  Stadt 
Schweinfurt  angeführt.  Schweinfurt  ist  viermal  kleiner 
als  Würzburg,  zählt  nur  etwa  22000  Einwohner,  unter 
denen  aber  im  Vergleich  zu  Würzburg  verhältnismässig 
viel  mehr  Arbeiter  sind.  Die  Feststellung  der  Brotpreise 
erstreckt  sich  auf  alle  45  Bäcker,  ohne  die  Produkten- 
händler, sowie  ebenfalls  auf  den  Konsumverein.  Die  Bäcker 
sind  gleichfalls  in  einer  Zwangsinnung  zusammenge- 
schlossen. 

Die  Vorschriften  über  die  Acciserhebung  deckten 
sich  ziemlich  mit  den  Würzburger  Bestimmungen.  Besteuert 
war  Getreide,  in  der  Stadt  gewonnenes  oder  in  sie  ein- 
geführtes Mehl  und  eingeführtes  Brot.  Der  Tarif  war 
noch  einfacher  als  in  Würzburg,  —  für  Getreide  und 
Mehl  gleich  hoch  und  betrug  70  Pfg.  pro  100  kg.,  war 
somit  nur  halb  so  hoch  als  in  Würzburg  und  entsprach 
den  in  Bayern  üblichen  Durchschnittssätzen.  Von  einge- 
führtem Brot  wurden  pro  3  kg.  2  Pfennig,  also  auch  nur 
halb  soviel  wie  in  Würzburg  erhoben.  Für  kleinere  Mehl- 
beträge galt  ein  etwas  abgerundeter  Satz  von  4  Pfennig 
pro  5  kg.,  7  Pfg.  pro  10  kg.,  11  Pfg.  pro  15  kg.  u.  s.  w. 
Legen  wir  den  70  Pfg.  Satz  zu  gründe,  so  trafen  auf  135 
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kg.  Brot  70  Pfg.,  auf  1  kg.  also  0,51  Pfg.  Die  Preisfest- 
setzung erfolgte  ebenfalls  für  die  gangbarste  Grösse  von 
3  kg,  auf  der  also  ein  Aceis  von  1,5  Pf.  lastete.  Da  der  Ein- 
fuhrzoll für  Brot  aber  2  Pfg.  betrug,  so  kann  man  einen 
Preisrückgang  von  2  Pfg.  infolge  der  Beseitigung  des 
Aufschlags  erwarten. 

Die  Aufschreibung  der  Preise  erfolgte  genau  wie  in 
Würzburg,  sie  ist  aber  insofern  noch  praktischer,  als 
ständig  eine  I.  und  II.  Qualität  notiert  werden,  sodass 
Zweifel,  ob  eine  Preisänderung  auf  einer  Qualitätsänder- 
ung oder  auf  anderen  Gründen  beruht,  kaum  mehr  mög- 
lich sind.  Auffällig  ist,  dass  die  Schweinfurter  Durch- 
schnittspreise weit  konstanter  sind  als  die  Würzburger, 
ja  dass  sie  jahrelang  unverändert  blieben.  Dies  erklärt 
sich  daraus,  dass  schon  die  einzelnen  Bäcker  einen  ein- 
heitlichen Preis  einhalten,  den  sie  gemeinschaftlich  in  der 
Innung  festgesetzt  haben.  In  der  kleineren  Stadt  lässt 
sich  das  ja  auch  leichter  ermöglichen.  Infolgedessen  er- 
übrigt es  sich,  eine  vollständige  Tabelle  abzudrucken,  es 
genügen  einige  Zahlen  völlig,  um  über  die  gesamte  Preis- 
entwicklung zu  orientieren. 

3  kg  Schwarzbrot  kosteten  in  Schweinfurt 

I.  Qualität  II.  Qualität 

Bäcker  Konsumverein    Bäcker  Konsumverein 

1907         90  81  81 

seit  25.  X.  07     96  87  87  85 

seit    3.  V.  10     93  87  84  82 

Wir  haben  zwar  nicht  am  1.  April,  aber  am  3.  Mai 
1910  einen  Rückgang  um  3  Pfennig  auf  3  kg.  Der  Rück- 
gang beruht  auf  einem  Beschluss  der  Bäckerinnung  vom 
28.  April  1910,  ab  3.  Mai  den  Preis  um  1  Pfennig  per  kg. 
herabzusetzen.  Der  Beschluss  war  damit  motiviert,  dass 
der  Accis  weggefallen  sei  und  war  die  Antwort  auf  eine 
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Anfrage  des  Stadtmagistrats,  warum  denn  der  Accisweg- 
fall  noch  nicht  in  den  Preisen  zu  spüren  sei.  Nun  ist  ja 
allerdings  der  Betrag  von  1  Pfg.  ungefähr  um  das  Doppelte 
zu  hoch,  allein  der  schon  bei  Würzburg  gezeigte  tatsäch- 
liche und  natürliche  Rückgang  der  Mehlpreise  rechtfertigte 
diese  Massnahme  vollständig,  ja  man  hätte  sogar  nach 
dem  Würzburger  Beispiel  schon  früher  ein  stärkeres 
natürliches  Sinken  der  Preise  erwarten  dürfen.  Wahr- 
scheinlich hängt  dieses  stärkere  Hochhalten  der  Preise  in 
Schweinfurt  mit  der  schon  angedeuteten  grösseren  Soli- 
darität der  dortigen  Bäcker  zusammen.  Die  Mehlpreise 
ergeben  sich,  ohne  gerade  Anspruch  auf  allgemeine  Rich- 
tigkeit zu  machen,  aus  den  dem  Magistrat  eingereichten 
Preisen  der  städtischen  Kunstmühle  (Mk.  per  100  kg). 


1908  1909  1910  1911 


Weiz.O  Rog.I 

Weiz.O  Rog.I 

Weiz.O  Rog.I 

Weiz.O  Rog.I 

Jan. 

38 

31 

35 

29 

38 

27 

36 

25 

Febr. 

36 

30 

35 

28 

38 

27 

36 

25 

März 

36 

31 

37 

29 

38 

26 

36 

25 

April 

36 

31 

37 

29 

38 

25 

36 

25 

Mai 

36 

31 

39 

29 

36 

25 

36 

27 

Juni 

36 

31 

39 

29 

36 

25 

36 

27 

Juli 

36 

31 

39 

29 

36 

25 

36 

27 

August 

36 

31 

39 

29 

36 

25 

36 

28 

Sept. 

35 

30 

37 

27 

36 

25 

36 

29 

Oktob. 

35 

30 

38 

27 

36 

25 

36 

29 

Nov. 

36 

30 

38 

27 

36 

25 

36 

29 

Dez. 

36 

28 

38 

27 

36 

25 

36 

29 

Jahres- 

durch- 

36 

30 

38 

28 

37 

25 

36 

27 

schnitt 

Von  der  etwas  grösseren  Stetigkeit  abgesehen,  die 
wohl  auch  darauf  zurückzuführen  ist,  dass  wir  hier  den 
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Preis  einer  einzigen  Firma,  in  Würzburg  aber  einen  Durch- 
schnittspreis aus  4  Firmen  haben,  ist  das  Bild  der  Preis- 
bewegung ziemlich  identisch.  Der  Acciswegfall  von  70 
Pfennig  per  Dztr.,  35  Pfennig  per  Ztr.  konnte  im  Preise 
der  mit  runderen  Zahlen  (ganzen  und  halben  Mark)  rechnet, 
nicht  unmittelbar  zum  Ausdruck  kommen,  er  ist  vor- 
handen, aber  kombiniert  mit  dem  Preisrückgang  infolge 
der  allgemeinen  Verbilligung  des  Getreides  bezw.  Mehles. 

Auch  in  Schweinfurt  finden  wir  im  Preise  des  Weiss- 
brotes keine  Veränderung.  55  gr  Weissbrot  oder  Semmeln 
kosten  die  ganze  Zeit  hindurch  3  Pf. 

g)  Andere  Folgen  der  Aufhebung. 

Neben  den  bisher  besprochenen  Einflüssen  der  Accis- 
beseitigung  auf  die  Preise,  sind  noch  einige  weniger 
wichtige  Wirkungen  dieser  Massregel  zu  konstatieren. 

In  erster  Linie  ist  da  die  Erleichterung  des  Ver- 
kehres zu  erwähnen,  die  in  verschiedener  Richtung  an- 
genehm wirkt.  So  fielen  all  die  Ordnungs-  und  Kontroll- 
vorschriften weg,  die  den  Mühlen  und  Händlern  recht  oft 
lästig  geworden  waren.  In  Zahlen  lässt  sich  dieser  Vor- 
teil zwar  nicht  ausdrücken,  er  fällt  aber  doch  für  die 
Interessenten  recht  bedeutend  ins  Gewicht. 

Ferner  liegt  es  nahe,  dass  mit  dem  Wegfall  der  im 
Oktroi  liegenden  Einfuhrbeschränkung  die  Einfuhr  von 
Brot  aus  den  benachbarten  Dörfern  in  die  Stadt  ge- 
stiegen sein  müsste.  Einen  exakten  Beweis  dafür  zu 
führen,  ist  leider  nicht  möglich,  denn  eine  kommunale 
Einfuhrstatistik  existiert  nirgends.  Die  Einfuhr  konnte 
nur  bis  zum  1.  April  1910  an  Hand  der  Rechnungen  des 
Accisamtes  festgestellt  werden,  seitdem  wird  sie  ja  nir- 
gends mehr  kontrolliert.  Immerhin  behaupten  die  Bäcker, 
deren  Zeugnis  freilich  hier  nicht  ganz  unparteiisch  sein 
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mag,  dass  die  Einfuhr  von  Landbrot  zugenommen  habe. 
Dafür  spricht,  dass  das  Landbrot  schon  immer  in  der 
Stadt  sehr  geschätzt  worden  ist,  und  jetzt  durch  seine 
billigeren  Produktionsbedingungen  noch  konkurrenzfähiger 
geworden  ist. 

Die  Behandlung  der  dritten  und  wichtigsten  Neben- 
wirkung der  Authebung,  der  Einfluss  des  Steuerwegfalls 
auf  die  gemeindlichen  Finanzen  soll  einem  eigenen  Schluss- 
abschnitt vorbehalten  bleiben,  daher  unterbleibt  hier  ein 
näheres  Eingehen  auf  diese  besonders  interessante  Frage. 

2.  Der  Fleischaufschlag. 

a)  Die  Erhebung  des  Aufschlags. 

Die  Erhebung  sowie  die  Sicherung  und  die  Kontrolle 
des  Fleischaufschlages  wurde  zuletzt  durch  die  Fleisch- 
aufschlagsordnung vom  25.  November  1898  und  die-  orts- 
polizeil.  Vorschriften  vom  gleichen  Tage  geregelt. 

Erhoben  wurde  der  Fleischaufschlag  für  alles  zur 
Verzehrung  in  der  Stadt  und  Stadtmarkung  Würzburg 
bestimmte  Fleisch  nachstehender  Tiergattungen:  alle  Arten 
Rindvieh,  Kälber,  Hammel  und  Schafe,  Schweine.  Näheres 
zeigt  der  Tarif  weiter  unten. 

Zahlungspflichtig  war  für  lebend  eingeführtes  Vieh, 
das  erst  im  Stadtgebiet  geschlachtet  wurde,  der  Eigen- 
tümer des  Schlachtviehes  (also  der  Metzger),  bei  Fleisch 
von  auswärts  geschlachteten  Tieren  und  Fleischwaren  der 
Einbringende.  Empfänger  des  Aufschlags  war  die  Schlacht- 
hofkasse. Die  Sicherungsmassregeln  beruhten  ähnlich  wie 
beim  Mehloktroi  auf  einer  Anzeigepflicht  und  ziemlich 
komplizierten  Vorschriften  über  die  Einbringung,  die  in  den 
angegebenen  einschlägigen  Bestimmungen  zu  finden  sind. 

Zu  berücksichtigen  ist,  dass  mit  den  Fleischaccisen 
gleich  auch  Schlachtgebühren  und  Fleischbeschaugebühren 
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zur  Erhebung  kommen.  In  Würzburg  besteht  Schlaehthaus- 
zwang.  Schlachtungen  dürfen  von  Notfällen  abgesehen 
nur  im  städtischen  Schlachthof  vorgenommen  werden  und 
das  Fleisch  muss  nach  der  Schlachtung  dort  der  Fleisch- 
beschau unterstellt  werden  (§  1  der  ortspol.  Vorschriften 
vom  13.  März  1903).  Nach  §  41  dieser  Vorschriften  sind 
aber  auch  für  Benutzung  des  Schlachthofes  und  die  Vor- 
nahme der  Fleischbeschau  die  tarifmässigen  Gebühren  zu 
entrichten.  Diese  finden  sich  in  der  abgeänderten  Schlacht- 
und  Fleischbeschaugebührenordnung  vom  Dezember  1907 
in  Kraft  seit  1.  I.  1908. 

Wir  haben  also  in  der  kritischen  Zeit  um  den  1.  IV.  1910 
herum  mit  folgenden  Aufschlägen  und  Gebühren  zu  rech- 
nen, wobei  Schlacht-  und  Beschaugebühren  nicht  ausge- 
schieden sind: 

Aufschlag      Gebühren  Zusammen 

1.  für  einen  über  400  kg 
Lebendgewicht  (—200 
kg  Schlachtgewicht) 
schweren  Ochsen,  Bul- 


len  oder  Stier. 

6,86  M. 

3,14  M. 

10,00  M. 

2. 

für  eine  Kuh,  Kalbin 
oder  einen  bis  zu  400  kg 
schweren  Ochsen,  Bul- 

len oder  Stier. 

4,11  „ 

2,89  „ 

7,00  „ 

3. 

für  eine  Raupe  (Jung- 
vieh bis  1  Jahr  und 

100  kg) 

1,03  „ 

2,77  „ 

3,80  „ 

4. 

für  ein  Kalb  • 

0,57  „ 

0,93  „ 

1,50  „ 

5. 

für  einen  Hammel  oder 

ein  Schaf 

0,57  „ 

0,63  „ 

1,20  „ 

6.  für  ein  Schwein 

a)  geschlachtet  für  das 
Geschäft  eines  Wurst- 
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Aufschlag      Gebühren  Zusammen 
lers,  Wirtes,  Metzgers,  1,29  M.       1,21  M.       2,50  M. 
b)  für  den  Privatge- 
brauch 1,03  „  -  1,03  „ 
7.  für  das  Fleisch  auswärts 
geschlachteter  Tiere, 
für  Eingeweide,  die  zu 
Nahrungszwecken  die- 
nen, ausgenommenDär- 
me,  für  Rohfett  und 
fabrizierte  Fleisch  waren 

per  Pfund  0,01   „        0,01   „mind.0,20  „ 

Rückvergütung  des  Fleischaufschlages  wurde  nur 
geleistet,  wenn  ein  im  Stadtgebiet  geschlachtetes  Tier  in 
der  Haut  und  ungeteilt  exportiert  werden  sollte,  ferner 
für  genussuntaugliches  Fleisch,  das  der  Wasenmeisterei 
überwiesen  wurde.  Dagegen  wurde  für  Fleisch  oder  für 
zerlegte  Stücke  bei  der  Ausfuhr  der  Aufschlag  nichts  zu- 
rückvergütet. 5°/0  des  Aufschlags  wurden  als  Kontroll- 
kosten abgezogen.  Beschau-  und  Schlachtgebühren  wur- 
den natürlich  nicht  zurückerstattet,  da  sie  ja  tatsächlich 
erwachsen  waren. 


b)  Die  Belastung  des  Fleisches. 

Da  der  Fleischaufschlag  nicht  von  der  Gewichtsein- 
heit, sondern  vom  Stück  Schlachtvieh  erhoben  wurde, 
muss  auch  hier  die  Gewichtsbelastung  erst  festgestellt 
werden.  Dabei  werden  die  von  der  Schlachthofverwaltung 
alljährlich  mitgeteilten  Durchschnittsgewichte  der  ein- 
zelnen Viehgattungen  zugrunde  gelegt.  Unter  Einrech- 
nung  der  Beschau-  und  Schlachthofgebühren  in  die  erho- 
benen Aufschläge  ergibt  sich  pro  %  kg  folgende  Belastung: 
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Durchschnittsgewicht  Belastung 
Ochse  300  kg  1,6  Pfg. 

Kuh  250  „  1,4  „ 

Kalb  40  „  1,9  „ 

Schwein  60  „  2,0  „ 

Schaf  20  „  3,0  „ 

Die  Belastung  der  verschiedenen  Tiergattungen 
schwankt  also  zwischen  Vj2  und  3  Pfennigen  und  ist  somit 
wesentlich  höher  als  der  Satz  von  1  Pfg.  pro  Pfund  für  ein- 
geführtes Fleisch.  Genau  lässt  sich  der  Unterschied  aber 
nicht  feststellen,  da  dort  mindestens  20  Pfennig  erhoben 
wurden,  Mengen  bis  zu  10  kg  also  höher  belastet  waren. 

Diese  Belastung  musste  mit  dem  1.  April  1910  weg- 
fallen. Aus  verschiedenen  Gründen  (Unrentabilität  des 
Schlachthauses,  Geldbedarf  usw.),  auf  die  später  noch 
zurückzukommen  sein  wird,  wurden  aber  die  Beschau- 
gebühren und  die  Schlachthofgebühren  ab  1.  April  1910 
nach  folgendem  Tarif  erhöht: 

abs.  Minder- 

Tier  1909  (Acc.  u.  Geb.)  1910  (Geb.)  belastung  per  Pfd.  weniger 
Ochse         10,00  7,00  3,00  0,5  Pfg. 

Kuh  7,00  5,00  2,00  0,4  „ 

Kalb  1,50  1,20  0,30  0,37,, 

Schwein        2,50  2,00  0,50  0,4  „ 

Schaf  1,20  1,00  0,20  0,5  „ 

Waren  die  Accisbeträge,  die  hätten  wegfallen  können, 
schon  relativ  gering,  so  sind  die  durch  die  Gebührener- 
höhung noch  reduzierten  Summen  derart  unbedeutend 
(V2  Pfennig),  dass  es  von  vornherein  wenig  wahrschein- 
lich ist,  dass  ihr  Wegfall  die  Preise  beeinflussen  wird. 

Dabei  fallen  noch  zwei  Unterschiede  zwischen  Fleisch 
und  Brot  auf.  Fleisch  ist  etwa  5-6  mal  so  teuer  als  Brot, 
1  Pfund  Brot  kostet  12-15  Pf.,  ein  Pfund  Fleisch  70  Pf. 
bis  1  M.,  je  nach  Sorte  und  Qualität.   Dabei  ist  zwar  der 
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Nährwert  nicht  berücksichtigt,  der  aber  gemeinhin  bei 
der  Auswahl  unserer  Nahrungsmittel  keine  ausschlag- 
gebende Rolle  spielt.  Dazu  kommt  ausserdem  noch,  dass 
das  Fleisch  häufig  noch  einer  Zubereitung  bedarf,  während 
das  Brot  immer  sofort  verzehrt  werden  kann.  Aus  diesem 
Wertverhältnis  und  aus  dem  leichteren  und  bequemeren 
Konsum  des  Brotes  folgt  ohne  weiteres  die  bekannte 
Tatsache,  dass  weit  mehr  Brot  als  Fleisch  in  jedem  Haus- 
halt verzehrt  zu  werden  pflegt.  Dabei  spielen  natürlich 
die  Unterschiede  in  der  sozialen  Lage  der  Konsumenten 
eine  wesentliche  Rolle,  aber  für  das  Gros  der  Bevölke- 
rung, für  Arbeiterschaft  und  kleinen  Mittelstand  trifft  es 
zu,  dass  der  Brotkonsum  den  Fleischkonsum  erheblich 
überwiegt  und  auch  die  wohlhabenden  Klassen  pflegen 
grössere  Mengen  Brot  als  Fleisch  auf  einmal  zu  kaufen, 
wenn  auch  das  Mengenverhältnis  im  Laufe  der  Zeit  sich 
ausgleicht.  Es  spielt  also  bei  Fleisch  der  Pfundpreis,  bei 
Brot  der  sechs-  oder  drei -Pfundpreis  eine  Rolle,  oder 
m.  a.  W.  ein  Accisbetrag  von  lj2  Pf.  per  Pfund  kommt  bei 
Brot  in  praxi  mit  2-3  Pf.,  bei  Fleisch  aber  nur  mit  V2  Pf  • 
zur  Geltung.  Um  2—3  Pf.  kann  der  Verkäufer,  wenn  seine 
Produktionskosten  sich  um  diesen  Betrag  vermindert  haben, 
den  Preis  herabsetzen,  um  1j.2  Pf.  ist  ihm  dies  nicht  mög- 
lich, und  dass  er  statt  dessen  gleich  um  einen  ganzen 
Pfennig  herabgehe,  kann  ihm  nicht  zugemutet  werden.  Schon 
aus  diesem  Grunde  ist  also  eine  Verbilligung  des  Fleisches 
unwahrscheinlich.  Der  andere  Grund  aber  ist  der,  dass 
die  Fleischpreise  sich  überhaupt  immer  in  Fünferschritten 
bewegen  (80,  85,  90),  dass  Erhöhungen  oder  Minderungen 
um  einzelne  Pfennige,  wie  wir  sie  beim  Brot  beobachtet 
haben,  überhaupt  nicht  vorkommen. 

Die  Richtigkeit  dieser  Vermutung  ergibt  sich  auch 
aus  der  Betrachtung  der  folgenden  Tabelle  der  in  Würz- 
burg bezahlten  Fleisch-  und  Viehpreise.    Wir  haben  da 
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einmal  die  Durchschnitts -Fleischverkaufspreise  nach  den 
Angaben  der  Metzger.  Diese  Preise  bewegen  sich  nicht 
immer  in  Fünferschritten,  weil  sie  ja  als  Durchschnitts- 
preise einen  Ausgleich  höherer  und  niederer  Preise  bringen. 
Daneben  stellen  wir  die  von  der  Schlachthofdirektion 
angegebenen  mittleren  Ladenpreise,  die  sich  mit  den 
häufigsten  Preisen  im  allgemeinen  decken.  Diese  Zahlen 
geben  also  ein  Bild  der  tatsächlich  gezahlten  Preise  für 
mittlere  Qualitäten.  Als  dritte  Zahl  setze  ich,  der 
leichteren  Vergleichbarkeit  wegen,  gleich  den  mittleren 
Schlachtgewichtspreis  daneben. 

c)  Die  Unterlagen  der  folgenden  Untersuchung. 

Es  erscheint  dabei  notwendig,  einiges  über  die  Art 
der  Feststellung  und  die  Bedeutung  dieser  Preiszahlen  zu 
sagen. 

Die  Viehpreise  und  mit  ihnen  die  Fleisch eink auf s- 
preise  wurden  bis  1911  durch  den  Schlachthofverwalter 
unter  Mitwirkung  des  Viehmarktaufsehers  und  des  Stall- 
wärters im  Viehhof  in  der  Weise  erhoben,  dass  die  beim 
Kaufabschluss  mit  den  Händlern  und  Metzgern  erzielten 
Preise  womöglich  gleich  durch  Zuhören  ermittelt  und 
notiert  wurden.  Ausserdem  wurden  bei  Metzgern,  Oeko- 
nomen  und  Händlern  von  anerkannter  Wahrheitsliebe  die 
bezahlten  Preise  erfragt.  Ferner  wurde  öfters  bei  Schlacht- 
tieren, deren  Einkaufspreis  einwandfrei  festgestellt  wer- 
den konnte,  das  Schlachtgewicht  ermittelt  und  hieraus  der 
Einkaufspreis  pro  Pfund  Schlachtgewicht  berechnet.  Auch 
die  bei  der  Viehversicherung  angegebenen  Preise  wurden 
der  Kontrolle  halber  ermittelt  und  zum  Vergleich  heran- 
gezogen. Bei  der  Berechnung  des  Schlachtgewichtes  wur- 
den lediglich  die  vier  Viertel  berücksichtigt,  für  die  allein 
auch  der  Käufer  bezahlen  muss,  während  ihm  Kopf,  Füsse, 
Fett  und  Haut  unentgeltlich  überlassen  werden.  Der 
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Schlachtgewichtspreis  ist  demnach  der  vom  Metzger  per 
Pfund  der  vier  Viertel  bezahlte  Fleischeinkaufspreis.  Er 
darf  bei  Grossvieh  sogar  höher  sein  als  der  Fleischver- 
kaufs(Laden-)preis,  da  der  Metzger  ja  noch  einen  nicht 
unerheblichen  Gewinn  an  den  unentgeltlich  überlassenen 
Teilen  hat.  Die  auf  diese  Weise  ermittelten  Schlachtge- 
wichtpreise sind  nach  dem  Urteil  der  Schlachthofdirektion 
als  einwandfrei  zu  betrachten.  Dem  Laien  fällt  ein  Urteil 
darüber  schwer,  weil  er  die  Zuverlässigkeit  und  Sorgfalt 
der  Erhebungen  nicht  nachprüfen  kann,  die  Methode  selbst 
erscheint  jedenfalls  unbedenklich. 

Die  Fleischverkaufspreise  wurden  darnach  ermittelt, 
dass  der  Marktauf seher  die  an  den  Preistafeln  von  ca.  10 
Metzgerläden  angeschriebenen  Preise  von  den  Metzgern 
in  eine  Liste  eintragen  und  durch  Unterschrift  bestä- 
tigen Hess.  Der  Zwang  zur  richtigen  Preisangabe  war 
dabei  noch  etwas  grösser  als  bei  den  Bäckern,  weil  hier 
die  Preise  direkt  aussen  am  Laden  angeschlagen  werden 
und  das  Publikum  von  vornherein  weiss,  mit  welchen 
Preisen  es  rechnen  muss. 

Die  Viehpreisfestsetzung  hat  seit  1.  Januar  1910  durch- 
greifende Aenderungen  erfahren,  auf  Grund  des  Reichs- 
gesetzes vom  8.  Februar  1909,  das  die  Landesbehörden  er- 
mächtigte, Vorschriften  über  die  Preisf  estsetzungf  ürSchlacht- 
viehmärkte  zu  erlassen.  Eine  oberpolizeiliche  Vorschrift 
vom  14.  August  1910  für  die  fünf  grössten  Städte  des 
rechtsrheinischen  Bayerns  und  auf  ihr  fussend  eine  orts- 
polizeiliche Vorschrift  vom  28.  Dezember  1910  haben 
daraufhin  die  Festsetzung  der  Viehpreise  folgendermassen 
geregelt.  Die  Preise  sind  nach  Lebendgewicht  festzusetzen, 
die  Schlachtgewichtpreise  können  daneben  festgesetzt 
werden.  Die  Festsetzung  geschieht  durch  eine  Notierungs- 
kommission, die  aus  dem  Schlachthofdirektor  und  Ver- 
tretern des  Viehhandels,  der  Landwirtschaft  und  des  Metz- 
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gergewerbes  zusammengesetzt  ist.  Ueber  jeden  Kauf  ist 
vom  Verkäufer  ein  Verkaufsschein  auszufertigen,  der  den 
Verkaufspreis  enthält.  Dann  ist  jedes  verkaufte  Tier  zur 
Verwiegung  zu  bringen  und  auf  Grund  dessen  und  der 
Verkaufsscheine  sind  für  jede  Schlachtwertklasse  die  Preise 
in  eine  Liste  einzutragen.  Als  Marktpreise  sind  für  die 
einzelnen  Tiergattungen  und  Schlachtwertklassen  die  Preise 
festzustellen,  die  nach  den  Verkaufsscheinen  und  den  von 
den  Mitgliedern  der  Notierungskommission  gemachten 
Beobachtungen  der  wirklichen  Geschäftslage  des  Marktes 
entsprechen.  Beim  Schlachtgewicht  werden  Haut,  Kopf, 
Füsse,  Eingeweide  und  Nierenstock  nicht  mitgerechnet. 
Gegen  die  so  erhaltenen  Preisfestsetzungen  werden  von 
allen  Seiten  schwere  Bedenken  geltend  gemacht,  die 
uns  allerdings  kaum  berühren  können,  da  die  Aufzeich- 
nungen noch  bis  9  Monate  nach  der  Aufschlagsbeseitigung 
zuverlässig  sind. 

d)  Die  Preisbewegung  von  Vieh  und  Fleisch. 

-  1909 


Ochse 

Kuh 

Kalb 

Schwein 

Hammel 

Seh  L  D 

Seh 

L  D 

Seh 

L  D 

Sch 

L  D 

Sch  L  D 

I 

76 

80  78 

67 

70  62 

55 

65  67 

70 

85  84 

50 

60  60 

II 

73 

80  78 

64 

70  62 

58 

70  69 

69 

85  84 

55 

60  59 

III 

71 

80  78 

64 

70  58 

57 

70  70 

66 

80  82 

60 

65  64 

IV 

71 

80  78 

62 

60  53 

63 

70  72 

64 

80  80 

54 

70  66 

V 

72 

80  79 

63 

60  63 

64 

75  75 

53 

80  78 

58 

70  66 

VI 

78 

80  79 

63 

70  58 

59 

75  74 

62 

80  79 

62 

70  71 

VII 

73 

80  79 

66 

70  58 

54 

70  70 

67 

80  80 

62 

70  71 

VIII 

75 

77  79 

69 

70  57 

50 

70  68 

72 

85  83 

60 

75  72 

IX 

74 

80  80 

67 

70  57 

57 

70  70 

72 

85  85 

62 

70  69 

X 

75 

80  79 

67 

65  57 

56 

70  70 

74 

85  86 

57 

70  69 

XI 

77 

80  80 

69 

70  57 

59 

65  70 

72 

85  89 

52 

60  63 

XII 

78 

80  79 

66 

70  57 

56 

70  70 

72 

85  86 

73 

65  61 

57 


1910 


Ochse 

Kuh 

Kalb 

Schwein 

Hammel 

Sch  L 

D 

Sch  L  D 

Sch 

L  D 

Sch 

L 

D 

Sch 

L  D 

I 

74 

80 

79 

60 

70  57 

59 

70  67 

71 

85 

85 

49 

60  62 

II 

76 

80 

79 

70 

70  58 

58 

70  70 

68 

85 

84 

53 

70  70 

III 

77 

80 

79 

71 

70  57 

65 

70  71 

68 

85 

82 

51 

75  70 

IV 

i  V 

78 

80 

80 

72 

72  61 

66 

75  76 

65 

80 

82 

53 

75  72 

V 

83 

80 

80 

73 

70  65 

75 

75  78 

65 

80 

80 

55 

80  79 

VI 

83 

80 

79 

76 

70  60 

67 

80  77 

65 

80 

80 

70 

80  79 

VII 

83 

85 

85 

53 

70  65 

68 

80  80 

65 

80 

80 

60 

85  80 

VIII 

87 

85 

85 

78 

75  68 

70 

80  80 

71 

80 

83 

58 

90  77 

IX 

.  88 

90 

90 

64 

80  70 

71 

80  80 

73 

85 

86 

64 

80  77 

X 

90 

90 

89 

81 

80  70 

71 

80  81 

70 

85 

88 

65 

70  73 

XI 

88 

90 

90 

76 

80  70 

71 

80  82 

71 

80 

87 

61 

70  68 

XII 

86 

90 

89 

75 

70  68 

67 

80  80 

67 

85 

86 

50 

60  65 

1911 

I 

88 

90 

88 

76 

80  68 

70 

80  79 

70 

70 

80 

— 

70  64 

II 

90 

90 

90 

75 

80  70 

75 

85  80 

69 

85 

85 

60  66 

III 

90 

90 

89 

85 

80  70 

72 

80  80 

62 

75 

83 

— 

75  78 

IV 

90 

90 

89 

75 

80  71 

75 

85  87 

63 

80 

79 

72 

80  81 

V 

90 

90 

89 

75 

85  72 

71 

85  85 

60 

80 

79 

71 

80  80 

VI 

90 

90 

90 

75 

80  72 

72 

85  85 

61 

80 

78 

73 

80  86 

VII 

90 

90 

75  70 

65 

70  79 

63 

80 

81 

72 

83  83 

VIII 

90 

90 

75  68 

56 

70  73 

68 

80 

82 

70 

80  81 

IX 

90 

90 

70  70 

61 

74  74 

67 

84 

84 

61 

78  78 

X 

90 

90 

70  70 

61 

75  76 

64 

80 

81 

56 

70  69 

XI 

90 

88 

80  70 

65 

75  76 

63 

75 

76 

56 

65  63 

XII 

90 

90 

85  64 

63 

75  76 

63 

75 

74 

58 

60  62 

In  dieser  Tabelle  bezeichnet  Sch.  das  Schlacht- 
gewicht, also  den  Fleischeinkaufspreis;  es  ist  ebenso  wie 
beim  Ladenpreis  der  mittlere  Preis  angesetzt.  D  bezeich- 
net den  durchschnittlichen,  L  den  mittleren  Ladenpreis. 
Die  Zahlen  bedeuten  Pfennige  per  Pfund. 

Das  auffallendste  an  diesen  Zahlen  sind  die  Ochsen- 
fleischpreise, bei  denen  der  Einkaufspreis  nicht  selten 
ebenso  hoch  oder  höher  ist  als  der  Verkaufspreis.  Das 
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rührt  von  der  schon  angedeuteten  Tatsache  her,  dass  hier 
der  Gewinn  nicht  am  Fleisch,  sondern  am  Zubehör,  vor 
allem  der  Haut,  gemacht  wird. 

Man  kann  folgende  Rentabilitätsberechnung  auf- 
stellen, wobei  vorausgesetzt  wird,  dass  Einkaufs-  und 
Verkaufspreis  der  vier  Viertel  sich  aufheben. 


Haut  ca.  100  Pfund 
ä  56  Pfg. 

Herz,  Leber,  Nie- 
ren, Kronfleisch 
1 8  Pfund  ä  60  Pfg. 

Kopf  mit  Zunge 

Füsse 

Fett  70  Pfund  ä 
30  Pfg. 

Lunge,  Magen,  Där- 
me 


I.  Für  einen  Ochsen 

Einnahmen  Ausgaben 

Schlachtmarke  8,-  M. 

56,  -  M.   Versicherung  3,  —  „ 

Pflasterzoll  0,10  „ 


10,80 
8,- 
2,- 

21,- 

6,- 


Sa.  11,10  M. 

Ueberschuss  92,70  M. 


Sa.  103,80  Mk. 


II.  Für  einen  Stier,  Kuh  oder  Kalbin 


Einnahmen 


Haut  75   Pfund  ä 
56  Pfg. 
Herz  etc. 
Kopf 

Füsse 

Fett    40    Pfund  ä 

30  Pfg. 
Lunge  etc. 


Schlachtmarke 


42,—  M.  Versicherung  für 


Ausgaben 
5,-  M. 


10,80 

6,r 

2,- 

12,- 
4,50 


Stier  3,-  sonst  5,- 
Pflasterzoll  0,10 


Sa.  10,10  M. 

für  Stier  8,10  M. 

Ueberschuss  an  Kuh  67,20  M. 

„  Stiere  69,20  M. 


Sa.  77,30  M. 
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Nach  Abzug  von  Ladenmiete,  Fuhrwerk,  Löhnen,  Kühl- 
haus, Miete,  Steuern  usw.  rechnet  man  einen  Reinver- 
dienst von  40  M.  pro  Ochsen,  d.  h.  per  Pfund  ca.  7  Pfg. 

III.  Beim  Kleinvieh  decken  sich  diese  Einnahmen  und 
Ausgaben  ungefähr,  sodass  hier  der  Verdienst  durch  die  höhe- 
ren Ladenpreise  herbeigeführt  werden  muss.  Der  Netto- 
gewinn per  Pfund  wird  dann  dem  am  Ochsen  gleich  sein. 

Im  einzelnen  ersehen  wir  aus  der  Preistabelle  fol- 
gendes. Ein  Rückgang  der  Ladenpreise  zur  Zeit  der  Ac- 
cisaufhebung  ist  nirgends  zu  konstatieren.  Die  Preise 
bleiben  meist  unverändert,  in  einigen  ist  auch  eine  Preis- 
steigerung zu  beobachten.  Ja  man  kann  sogar  feststellen, 
dass  die  Preise  bis  zum  1.  April  1910  ziemlich  konstant 
waren,  und  dass  gerade  zu  jener  Zeit  oder  doch  kurz 
nachher  eine  starke  Verteuerung  beginnt.  Das  hat  na- 
türlich mit  dem  Accis  gar  nichts  zu  tun,  sondern  ergibt 
sich  aus  der  allgemeinen  Fleischteuerung  der  letzten  Jahre. 
Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  deren  Gründe  näher  einzu- 
gehen und  zu  untersuchen,  ob  Landwirte,  Händler,  Kom- 
missionäre oder  Metzger  die  Schuld  daran  tragen.  Jeden- 
falls sprechen  unsere  Zahlen  gerade  nicht  dafür,  dass  die 
Metzger  die  Schuldigen  sind,  denn  die  Einkaufspreise  sind 
eher  noch  mehr  gestiegen  als  die  Ladenpreise.  So  hatten  die 
Metzger  noch  1909  etwa  5  Pfennige  Gewinn  am  Ochsen- 
fleisch, während  sie  heute  allein  auf  den  Verdienst  an 
den  Nebenprodukten  angewiesen  sind. 

Schliesslich  seien  auch  die  Zahlen  für  ein  Pfund 
Speck  und  Schweinefett  angeführt,  die  gleichfalls  völlig 
unbeeinflusst  von  der  Accisbeseitigung  erscheinen.  Eben- 
so war  bei  Wurstwaren  nichts  von  der  Accisaufhebung  zu 
bemerken. 
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Durchschnittspreise  bei  zwei  Schweinemetzgern. 


1909 

1910 

1911 

Speck 

Schweinefett 

Speck 

Schweinefett 

Speck 

Schweinefett 

Tot» 

O  etil. 

Q7 

SS 
oo 

1 1  O 

1  1  u 

1 1 0 

1  1U 

Q9 

Fphr 

1 00 
i  uu 

SS 
oo 

1  04 

I  Utc 

1 07 

IUI 

ort 

lVld.1  L 

QS 

RS 
oo 

100 
1  uu 

SQ 
ot? 

10fi 
1  uu 

Q9 

1  00 

SS 
oo 

109 
l  uz 

Q1 

1  Oft 
1  uu 

TV/To  i 

1  00 
1  uu 

SR 

QU 

1  OO 
1  uu 

SS 
oo 

109 

Juni 

100 

86 

100 

90 

105 

93 

Juli 

100 

87,5 

105 

90 

100 

92 

Aug. 

100 

87 

100 

92 

100 

93 

Sept. 

107 

88 

103 

91 

103 

95 

Okt. 

108 

90 

107 

95 

103 

92 

Nov. 

113 

88 

103 

95 

98 

91 

Dez. 

113 

95 

103 

95 

100 

86 

Jahres- 
durch- 
schnitt 

103 

88 

103 

92 

103 

92 

Weitere  Untersuchungen  auf  diesem  Gebiet  haben 
keinen  Zweck,  sie  würden  auch  nur  zu  negativen  Resul- 
taten führen.  Die  Gründe  dafür  seien  nochmal  in  Kürze 
zusammengestellt. 

1.  Der  Accis  ist  zum  grössten  Teil  durch  die  erhöhte 
Fleischbeschau-  und  Schlachtgebühr  ersetzt  worden,  sodass 
die  Minderbelastung  nur  etwa  l/2  Pfennig  betrug. 

2.  Fleisch  pflegt  meist  nur  in  kleineren  Quantitäten 
gekauft  zu  werden,  sodass  der  an  der  gekauften  Menge 
weggefallene  Accis  noch  nicht  1  Pfg.  beträgt. 

3.  Die  Fleischpreise  per  Pfund  bewegen  sich  über- 
haupt nicht  um  einzelne  Pfennigbeträge  aufwärts  oder  ab- 
wärts, sondern  immer  gleich  um  5  Pfennig.  Zu  einer  sol- 
chen Bewegung  bestand  aber  bei  einem  Steuerwegfall 
von  einem  halben  Pfennig  kein  Anlass. 
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e)  Andere  Wirkungen. 

Es  fragt  sich  nur  noch,  ob  der  Acciswegfall,  wenn 
er  schon  auf  die  Preise  nicht  gewirkt,  doch  wenigstens 
andere  günstige  Erfolge  gehabt  hat,  vor  allem  Verkehrs- 
erleichterungen und  eine  Besserung  der  städtischen  Fleisch- 
versorgung. Auch  hier  sind  die  Resultate  so  gut  wie  ne- 
gativ. Die  Verkehrserschwerung  durch  die  Kontrolle  war 
nicht  so  gross  wie  beim  Mehlaufschlag,  weil  sich  alles  an 
den  Examinatorstellen  und  im  Schlachthof  abspielte,  lästige 
Wege  aber  nicht  verlangt  wurden. 

Ueber  die  Schlachtungen,  also  auch  über  den  Fleisch- 
konsum sind  wir  im  Gegensatz  zum  Brotkonsum  auch 
heute  noch  orientiert,  denn  diese  werden  auch  jetzt  noch 
statistisch  erfasst,  sodass  wir  auch  die  Wirkungen  auf  den 
Konsum  prüfen  können. 

In  den  Jahren  1908/1910  wurden  im  Würzburger 
Stadtbezirk  geschlachtet: 


a)  Grossvieh 
1908  1909  1910 


1. 

Ochsen 

4637 

Stück 

4857 

Stück 

4554  Stück 

2. 

Bullen 

864 

856 

ii 

839 

ii 

3. 

Stiere 

1289 

1388 

ii 

1448 

ii 

4. 

Kühe 

1053 

1003 

ii 

778 

ii 

5. 

Kalbinnen 

1507 

1812 

ii 

1843 

ii 

Sa. 

9350 

9916 

ii 

9462 

ii 

b)  Kleinvieh 

6. 

Kälber 

19684 

20404 

ii 

19008 

ii 

7. 

Schweine 

36231 

33179 

ii 

34231 

ii 

8. 

Ferkel 

518 

n 

314 

ii 

1102 

ii 

9. 

Schafe 

2169 

j» 

2607 

ii 

2281 

ii 

10. 

Lämmer 

127 

)i 

196 

ii 

187 

ii 

11. 

Ziegen 

409 

11 

357 

ii 

285 

ii 

12. 

Kitzchen 

658 

ii 

559 

ii 

469 

ii 

Sa. 

59796 

ii 

57616 

ii 

57563 

ii 
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Die  in  Würzburg  geschlachteten  Tiere  hatten  ein  Gewicht 
von  5  489  224  kg  1908,  5498217  kg  1909  und  5589455  kg  1910. 
Die  Mehrung  des  Jahres  1910  beruht  aber  nur  darauf, 
dass  das  Durchschnittsgewicht  einer  Kuh  mit  250  kg  statt 
wie  vorher  mit  200  kg  angesetzt  ist.  Andernfalls  würde 
sich  ein  Gewicht  von  5  386005  kg  ergeben. 

Die  Fleischeinfuhr  betrug  1908  278000  kg  und  1910 
257  000  kg.  Also  auch  hier  ist  ein  erheblicher  Rückgang 
zu  verzeichnen.  Nur  durch  die  Annahme  des  höheren 
Durchschnittsgewichts  und  eine  erhöhte  Wildeinfuhr  im 
Jahre  1910  ergeben  sich  folgende  Zahlen  für  den  Fleisch- 
konsum pro  Kopf  der  Bevölkerung  1908  69,19  kg  1909 
69,12  kg  und  1910  71.49  kg,  bei  Beibehaltung  des  früheren 
Durchschnittsgewichts  aber  nur  69,06  kg.  Auf  die  Accis- 
aufhebung  kann  dieser  Minderkonsum  jedenfalls  nicht 
zurückgeführt  werden. 

f)  Die  Schweinfurier  Verhältnisse. 

Auch  hier  seien  einige  Zahlen  über  die  Verhältnisse 
in  Schweinfurt  mitgeteilt. 

Der  Fleischaufschlag  wurde  dort  nach  folgenden 
Sätzen  erhoben: 


Accis 

Schlachtgebühr 

Ochse 

2,90  M. 

6,00  M. 

Stier 

1,30  „ 

4,00  „  bezw.  4,50  M. 

Kuh 

1,30  „ 

5,00  „ 

Jungrind 

1,15  „ 

4,00  „ 

Kalb 

0,30  „ 

1,25  „ 

Hammel 

0,20  „ 

0,80  „ 

Schwein  über  30  kg  0,60  „ 

1,60-3,00  M. 

Kitz,  Spanferkel         0,—  „ 

0,10  „ 

eingef.  Fleisch  50  kg  0,65  „ 

0,-  „ 

»  >> 

72  kg  0,01  „ 

o,-  „ 

Accis- 

und  Schlachtgebühren 

waren  der  Schlachthof- 

kasse  in  einer  Summe  zu  entrichten.  Fleischbeschau 
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gebühren  wurden  nur  für  von  auswärts  eingebrachtes 
Fleisch  in  der  Höhe  von  5  Pf.  per  kg  erhoben.  Mit  dem 
1.  April  1910  fiel  der  Fleischaufschlag  weg,  ähnlich  wie 
in  Würzburg  trat  aber  von  diesem  Zeitpunkt  ab  an  seine 
Stelle  als  neue  Fleischbelastung  eine  Erhöhung  der  Schlacht- 
gebühren. Die  Gesamtgebühren  ab  1.  April  1910  wurden 
wie  folgt  festgelegt: 

vor  1.  April        nach  1.  April 
'  Ochse  8,90  M.  9,-  M. 

Stier  unter  150  kg  5,30  „  6,- 

„    über     „     „  5,80  „  6,- 

Kuh   unter  200  „  6,30  „  6,- 

„     über     „     „  6,30  „  9,- 

Kalb  •    1,55  „  2,- 

Schaf  1,-   „  1,50 

Kitz  0,10  „  0,20 

Die  erhöhten  Schlachtgebühren  übertreffen  also  sogar 
die  Summe  von  Accis-  und  Schlachtgebühr  wie  sie  früher 
erhoben  worden  sind.  Eine  Verbilligung  der  Preise  war 
demnach  hier  überhaupt  nicht  zu  erwarten.  Es  ist  daher 
auch  zwecklos,  die  ganze  Preisstatistik  zum  Abdruck  zu 
bringen,  es  genügen  folgende  Feststellungen:  Die  Laden- 
preise für  Ochsen-  und  Rindfleisch  sind  vom  Januar  bis 
Juli  1910  völlig  unverändert,  erst  im  Juli  steigen  sie  um 
5  Pf.  Kalb-,  Hammel-  und  Schweinefleisch  sinken  vorüber- 
gehend um  5-10  Pf.,  haben  aber  vorher  und  nachher 
ganz  ähnliche  Schwankungen  durchgemacht. 

Also  wie  erwartet,  auch  hier  keine  Fleischpreis- 
änderungen, andererseits  kann  aber  auch  keine  Preis- 
steigerung infolge  der  erhöhten  Belastung  gefunden  werden. 
Dabei  sei  noch  erwähnt,  dass  derartige  Gebührenerhöh- 
ungen an  sehr  vielen  bayerischen  Orten  stattgefunden 
haben,  dass  also  das  Beispiel  von  Würzburg  und  Schwein- 
furt durchaus  keine  Ausnahme  bildet. 
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3.  Der  Wildbretaufschlag. 

Der  Wildbretaufschlag  wird  nach  der  W.  A.  Ordnung 
vom  17.  Juli/25.  September  1896  von  allem  in  der  Stadt- 
markung  Würzburg  erlegten  und  von  allem  von  auswärts 
in  die  Stadtmarkung  eingebrachten  Wild  erhoben.  Das 
Prinzip  entspricht  also  völlig  dem  des  MehV  und  des 
Fleischaufschlags. 

Es  betrug  der  Aufschlag 
1.  für  einen  Hirsch  od.  ein  Wildschwein  üb.  50  kg  3,—  M. 


2.  , 

„     „          „    von  25-50  „  1,50 

5) 

3.  , 

>       »         »       »     »          »               125  „  1, 

4.  , 

,   ein  Reh  oder  eine  Gemse         über  12  „  1,— 

5.  , 

,     „     „      „       „        „            unter  12  „  0,60 

6.  , 

,   einen  Hasen  oder  ein  wildes  Kaninchen  0,10 

7.  , 

,   Fleisch  v.  zerlegtem  Wild  aller  Art  per  Pfd.  0,03 

Zahlungspflichtig  waren  der  Einbringer,  von  in  der 
Stadtmarkung  geschossenem  Wild  auch  der  Jagdberechtigte 
und  bei  auswärtigem  Wild  auch  der  Empfänger. 

Hier  einen  Einfluss  des  Acciswegfalls  auf  die  Preise 
nachzuweisen,  erscheint  nicht  möglich.  Es  würde  zwar 
bei  allen  Tiergattungen  die  Belastung  noch  hoch  genug 
sein,  um  im  Preis  zum  Ausdruck  zu  kommen,  zumal  man 
ja  Wild  nicht  pfundweise,  sondern  im  ganzen  oder  wenig- 
stens in  grösseren  Quantitäten  zu  kaufen  pflegt.  Vielmehr 
lässt  sich  ein  Einfluss  aus  dem  Grunde  nicht  nachweisen, 
weil  ja  bei  Wild  an  sich  viel  grössere  Preisschwankungen 
als  bei  Fleisch  vorkommen.  Alter,  Qualität,  Saison, 
Angebot,  all  diese  Faktoren  wirken  bei  der  Feststellung 
des  Preises  mit,  so  dass  bei  Hasen  nicht  selten  Schwan- 
kungen von  1  Mark  per  Stück,  bei  Reh  von  20  Pf.  per 
Pfund  vorkommen,  die  jede  Schwankung,  die  etwa  auf 
den  Acciswegfall  zurückzuführen  wäre,  verdecken. 
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2.  Teil:  Wirkungen  auf  die  städtischen  Finanzen. 

In  den  Debatten,  die  dem  Verbot  der  weiteren  Er- 
hebung von  Accisen  vorausgingen,  hat  die  Frage  nach 
der  Verbilligung  der  Nahrungsmittel  nicht  die  Hauptrolle 
gespielt.  Man  konnte  über  diese  Wirkung  der  Massregel 
nichts  bestimmtes  voraussagen,  man  konnte  zwar  mit 
allen  möglichen  Ueberlegungen  und  Beispielen  dafür  und 
dagegen  argumentieren,  aber  im  übrigen  musste  man  sich 
doch  aufs  Abwarten  beschränken,  um  die  Wirkung  end- 
giltig  beurteilen  zu  können.  Ausserdem  konnte  die 
etwaige  Verbilligung  von  Lebensmitteln  um  ca.  1  Pf.  per 
Pfund,  so  wohltätig  sie  auch  im  einzelnen  gewirkt  haben 
mag,  kein- allzu  grosses  Interesse  erwecken. 

Anders  stand  es  bei  den  betroffenen  Gemeinden. 
Sie  konnten  ganz  genau  berechnen,  welche  Summen 
ihnen  durch  das  Abgabenverbot  entgehen  würden.  In 
welcher  Weise  sie  den  Einnahmeausfall  decken  könnten, 
ob  durch  neue  indirekte  Abgaben  oder  durch  Erhöhung 
ihrer  indirekten  Steuern,  bildete  den  Gegenstand  jahre- 
langer Erwägung.  Die  auf  die  Beseitigung  des  Verbotes 
gerichteten  Bestrebungen  und  ihr  schliesslicher  Misserfolg 
sind  im  Eingange  dieser  Arbeit  geschildert.  Hier  bleibt 
noch  darzustellen,  in  welcher  Weise  die  Stadt  Würzburg 
den  Fehlbetrag  in  ihrem  Budget  gedeckt  hat. 

I.  Der  Einnahmeausfall. 

Die  Accise  bildeten  in  den  bayerischen  Gemeinden 
und  in  Würzburg  ganz  besonders  eine  der  Haupteinnahme- 
quellen neben  den  Umlagen  und  den  Einnahmen  aus  ge- 
werblichen Betrieben  und  öffentlichen  Einrichtungen.  Im 
Jahre  1909,  dem  letzten  vor  der  Aufhebung  der  Accise, 
betrugen  die  gesamten  Umlagen  netto  1426  814  M.,  die 
Verbrauchsabgaben  und  Zölle  rein  458  435  M.,  also  32,13°  0 
der  Gemeindeumlagen. 
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An  Aufschlägen  vereinnahmte  die  Stadtkasse  1909  in  J(.: 


Fleisch- 

Brutto- 
ertrag 

Rückver- 
gütungen 

bes.  Erhe- 
bungs- 
kosten 

Reinertrag 

aufschlag 

118308 

1023 

291 

104  257 

Getreide, 
Mehl,  Brot 

175  186 

50  938 

2  521 

102  866 

Wildbret 

4  533 

650 

26 

3  369 

Wein 

45  207 

1  224 

39  116 

DL  cLllll  L  W  clll 

1  ^  0Q7 

ouu 

ÖOiJ 

1  o  747 

Lokalmalz 
und  Bier 

247  095 

80  246 

4  835 

154  255 

Kaffee 

225 

200 

Kraut 

136 

121 

Pflasterzoll 

43  505 

1556 

37  265 

Holzzoll 

4  780 

27 

4  238 

Summa 

654  072 

134  447 

9  615 

458  434 

Dieser  Reinertrag  von  458434  M.  ist  dadurch  ent- 
standen, dass  von  dem  Bruttoertrag  ausser  den  Rück- 
vergütungen und  den  besonderen  Erhebungskosten  noch 
gemeinsame  Erhebungs-  und  Kontrollkosten  in  der  Höhe 
von  51 574  M.  abgezogen  wurden.  Von  den  einzelnen 
Aufschlägen  werden  sie  im  Verhältnis  zu  deren  Ertrag 
abgerechnet. 

Die  Stadtverwaltung  hatte  infolge  des  Wegfalls  der 
Aufschläge  auf  Fleisch,  Getreide,  Mehl,  Brot  und  Wildbret 
mit  einem  reinen  Einnahmeausfall  von  rund  210000  Mark 

zu  rechnen. 

Der  Ausfall  wurde  dadurch  etwas  gemildert,  dass  er 
nicht  auf  einmal  eintrat,  denn  im  Jahre  1910  wurden  ja 
noch  alle  Aufschläge  bis  zum  1.  April  erhoben.  Es  gingen 
1910  noch  folgende  Nettoerträge  ein. 
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Mehl 
Wild 
Wein 


Branntwein 


Fleisch 


23005  M.  Malz  u.  Bier    140603  M. 

8833  „  Kaffee  180  „ 

4  650  „  Kraut  65  „ 

36  066  „  Pflaster  33029  „ 

9  743  „  Holz  3400  „ 


zusammen  also  260289  M.  Die  dabei  berücksichtigten 
gemeinsamen  Erhebungs-  und  Kontrollkosten  betragen 
46931  M.,  der  reine  Einnahmeausfall  in  den  fraglichen 
drei  Vierteljahren  also  198147  M.  Auf  die  tatsächlich  weg- 
gefallenen Aufschläge  auf  Fleisch  und  Brot  entfallen  dabei 
175  285  M.,  der  weitere  Fehlbetrag  rührt  von  der  Minder- 
einnahme bei  anderen  Aufschlägen,  vor  allem  beim  Malz- 
aufschlag her. 

Den  vollen  Ausfall  ergibt  erst  das  Jahr  1911,  für 
das  leider  beim  Abschluss  der  Arbeit  die  Zahlen  noch 
nicht  vorliegen.  Nach  den  Etatsansätzen  sollen  netto 
bringen: 

Malz  und  Bier  Wein  Branntwein  Pflaster 
163  000  M.  28  750  M.  12700  M.  42140  M. 
Nach  Abzug  von  52630  M.  gemeinsamen  Erhebungs- 
und Kontrollkosten  bleibt  also  ein  Reinertrag  von 
198630  M.  Dabei  sind  die  Ansätze  bei  den  verbleibenden 
Einnahmen  bis  auf  den  Weinaufschlag  durchweg  erhöht. 
Gegenüber  dem  Jahre  1910  beträgt  die  Mindereinnahme 
an  Accisen  und  Zöllen  insgesamt  61 929  M.,  gegenüber 
1909  260074  M. 

Ausser  den  durch  das  Reichsverbot  betroffenen  Ac- 
cisen wurden  noch  die  folgenden  mehr  oder  weniger  frei- 
willig aufgehoben. 

1.  Der  Wildbretaufschlag.  Im  Jahre  1910  wurde  er 
noch  erhoben,  aber  infolge  der  Rechtssprechung  des  Reichs- 
gerichts und  der  obersten  Gerichtshöfe  in  verschiedenen 
Bundesstaaten  wieder  zurückerstattet  und  seit  1911  nicht 
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mehr  erhoben.  Es  wurde  nämlich  Wildbret  auch  als 
Fleisch  im  Sinne  des  Accisverbotes  angesehen. 

2.  Der  Kaffeeaufschlag.  Ein  Betrag  von  225  M.  war 
alljährlich  von  den  Kaffee-  und  Gartenwirten,  in  deren 
Betrieben  die  Verleitgabe  von  Kaffee  einen  hauptsächlichen 
Betriebsbestandteil  bildet,  aufzubringen.  Seiner  Gering- 
fügigkeit wegen  und  um  die  Geschäfte  der  Accisverwal- 
tung  zu  vereinfachen,  wurde  er  ab  1911  nicht  mehr  er- 
hoben. 

3.  Der  Krautaufschlag.  Von  jedem  Wagen  Kraut 
wurden  18  Pfg.,  von  jedem  halben  Wagen  9  Pfg.  erhoben, 
sodass  sich  jährlich  ein  Betrag  von  noch  nicht  100  M. 
ergab.  Wegen  der  Bedeutungslosigkeit  dieser  Summe 
wurde  von  der  Weitererhebung  ab  1911  abgesehen. 

II.  Die  Deckung. 

Auf  den  Wegfall  all  dieser  Aufschläge  war  also  eine 
Mindereinnahme  von  260074  M.  zurückzuführen,  die  die 
Stadtgemeinde  zu  decken  suchen  musste.  Dass  diese 
Summe  nicht  in  der  Stadtkasse  entbehrt  werden  konnte, 
ist  klar,  denn  gerade  die  Anforderungen  an  die  städtischen 
Verwaltungen  sind  in  den  letzten  Jahren  ganz  erheblich 
gestiegen.  Die  ordentlichen  Ausgaben  der  Stadt  Würzburg 
betrugen  1892  1  370888  M.,  1902  2960644  M.,  1910 
6063134  M,  die  Schulden  aber  1901  21470580  M.,  1911 
25  235  700  M.,  der  Umlagensatz  1901  110°/0,  1909  130  °/0. 
Es  ist  also  überall  eine  Zunahme  der  Anforderungen  an 
die  Gemeinde  und  ihrer  Leistungen  erfolgt,  die  ein  plötz- 
liches Defizit  von  über  200  000  M.  um  so  unangenehmer 
empfinden  lässt.  Schon  der  5.  und  6.  bayerische  Städtetag 
1903  und  1905  befassten  sich  mit  Plänen,  in  welcher 
Weise  die  Gemeinden  den  Wegfall  der  Aufschläge  wett- 
machen könnten.  Da  es  sich  dabei  fast  durchweg  um 
prinzipielle  Neuerungen  handelte,  konnten  die  Vorschläge 


69 

nur  teilweise  praktische  Bedeutung  haben,  zumal  die  Pläne 
für  die  Reform  des  staatlichen  und  kommunalen  Steuer- 
wesens, die  damals  aufgestellt  wurden,  in  vielem  einen 
anderen  Weg  einschlugen.  Die  Hauptpunkte  dieser  Vor- 
schläge waren  Einführung  einer  progressiven  Einkommen- 
steuer verbunden  mit  einer  Vermögenssteuer  zur  Befrie- 
digung der  staatlichen  Bedürfnisse,  die  Ueberweisung 
der  bisherigen  Ertragssteuern  an  die  Gemeinden,  Besteu- 
erung von  Bauland  nach  dem  gemeinen  Wert  für  die 
Gemeinde,  Zuschläge  zur  staatlichen  Einkommensteuer  für 
die  gemeindlichen  Bedürfnisse,  Ueberlassung  der  Hunde- 
steuer und  der  halben  Besitzveränderungsgebühr  an  die 
Gemeinden,  Berechtigung  der  Gemeinden  zur  Erhebung 
von  Aufwand-  und  Luxussteuern.  Teilweise  sind  diese 
Vorschläge  ja  in  der  bayerischen  Steuerreform,  die  am  1. 
Januar  1912  in  Kraft  getreten  ist,  berücksichtigt.  Jedoch 
kann  dies  erst  für  die  spätere  Gestaltung  der  Gemeinde- 
finanzen in  Frage  kommen.  Augenblicklich  lässt  sich  noch 
nicht  einmal  genau  die  Höhe  des  Staatssteuersolls  für  1912 
voraussehen. 

1.  Einnahmen. 

Für  die  Deckung  des  augenblicklichen  Bedarfs  pro 
1910  und  1911  mussten  daher  andere  Finanzquellen  gesucht 
werden.  Darüber  gibt  der  Verwaltungsbericht  pro  1910 
§  9  Auskunft. 

Da  die  Vorjahre,  vor  allem  das  Jahr  1908,  finanziell 
sehr  günstig  abgeschlossen  hatten,  konnten  308000  Mk. 
Ueberschuss  von  1908  zur  Balanzierung  des  Etats  für  1910 
verwendet  werden.  Da  aber  mit  dem  Einnahmeausfall  noch 
eine  besondere  Ausgabesteigerung  von  160000  Mk.  für 
Beamtenaufbesserung  aufzubringen  war,  musste  der  Um- 
lagensatz, der  seit  1903  unverändert  130%  betragen  hatte, 
auf  145%  erhöht  werden.    Diese  Erhöhung  und  eine 
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gleichzeitige  Mehrung  des  Staatssteuersolls,  von  dem  die 
Umlagenprozente  berechnet  werden,  erbrachte  einen  Mehr- 
ertrag von  222110  M.  (incl.  Rückstände),  das  ist  noch 
nicht  die  Summe,  die  den  weggefallenen  Accisen  entspricht. 
Nur  dadurch  und  durch  die  günstigen  Abschlüsse  der 
Gemeindebetriebe  konnte  auch  die  Ausgabenmehrung  von 
500000  M.  noch  neben  dem  Einnahmeausfall  wett  gemacht 
werden. 

Nicht  richtig  wäre  es,  wollte  man  auch  die  Erhöhung 
der  Fleischbeschau-  und  Schlachtgebühren  unter  die  Mass- 
nahmen zur  Deckung  des  Accisausfalls  rechnen.  Der 
Schlachthof  ist  bis  1909  keine  städtische  Einnahmequelle 
gewesen,  vielmehr  erforderte  er  jährlich  einen  Zuschuss 
von  40-60000  M.  Im  Jahre  1909  brachte  er  erstmals 
einen  Ueberschuss  von  8  600  M.  Dagegen  ergab  er  im 
Jahre  1910,  in  dem  zum  ersten  Mal  die  neuen  Gebühren 
erhoben  wurden  und  eine  Mehreinnahme  von  49000  M. 
lieferten,  trotzdem  nur  einen  Ueberschuss  von  14000  M., 
hätte  also  ohne  die  neuen  Gebühren  wieder  einen  erheb- 
lichen Zuschuss  erfordert,  wenn  vielleicht  auch  manche 
Ausgaben  bei  geringeren  Einnahmen  gespart  worden  wären. 
Ausserdem  ist  in  letzter  Zeit  vom  Verwaltungsgerichtshof 
entschieden  worden,  dass  solche  Gebühreneinnahmen,  die 
von  einzelnen  Interessentengruppen  geleistet  werden,  auch 
nur  im  Interesse  der  betreffenden  Einrichtungen  verwen- 
det werden  dürfen,  also  zur  Verzinsung  der  Anlagen  oder 
zur  Verbesserung  und  Erweiterung  des  Betriebes. 

2.  Ersparnisse. 

Während  man  auf  der  einen  Seite  die  Einnahmen 
zu  mehren  trachtete,  suchte  man  andererseits  nach  Mitteln, 
um  die  Ausgaben  zu  verringern.  Das  nächstliegende  war, 
eine  Vereinfachung  der  komplizierten  und  kostspieligen 
Accisverwaltung,  entsprechend  deren  geminderter  Arbeits- 
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last.  Die  Anregung  hierzu  ging  vom  Gemeindekollegium 
aus,  das  schon  im  Februar  1909  den  Magistrat  ersuchte, 
Vorschläge  in  dieser  Richtung  zu  machen,  da  es  sich  sagte, 
dass  der  bisherige  grosse  Aufwand  nicht  mehr  im  rich- 
tigen Verhältnis  zu  den  Erträgen  und  zum  Arbeitsauf- 
wand ab  1910  stehen  werde. 

Die  gemeinsamen  Erhebungs-  und  Kontrollkosten,  die 
alljährlich  45  —  55  000  M.  betrugen,  setzten  sich  aus  den 
üblichen  Bürokosten  und  Mieten  für  das  Accisamt  und  die 
einzelnen  Examinatorstellen  in  Höhe  von  8000  M.  und  den 
Gehältern  für  die  Beamten  und  Bediensteten  zusammen. 
An  den  8000  M.  Bürokosten  konnte  nichts  gespart  werden, 
für  sie  war  auch  die  Verringerung  der  Geschäftslast  ohne 
besondere  Bedeutung. 

An  Beamten  und  Bediensteten  wurden  im  Jahre  1909 
beschäftigt:  Der  Accisamtmann,  ein  Kontrolleur,  ein  Sekretär, 
ein  Kanzlist,  ein  Kassadiener,  6  Accisnachgeher  und  9  Zoll- 
einnehmer (Examinatoren),  ein  Wagediener,  2  Sackträger, 
die  zusammen  34  327  M.  bezogen.  Diese  Summe  erhöhte 
sich  durch  die  nach  dem  Vorbild  des  Staates  durchgeführte 
Gehaltserhöhung  im  Jahre  1910  auf  48 126  M.  Die  meisten 
Kosten  sind  also  für  Kontrollmassnahmen  zu  bezahlen,  die 
auch  für  die  übrig  gebliebenen  Aufschläge  nicht  zu  ent- 
behren sind.  Für  die  Erhebung  des  Pflasterzolls  sind  die 
Zolleinnehmer  an  den  Haupteingangsstrassen  der  Stadt 
nicht  zu  umgehen,  die  Kontrolle  des  Bieraufschlags  bei 
den  Wirten  muss  auch  weiterhin  durch  die  Accisnachgeher 
erfolgen.  Gerade  Zolleinnahmen  bedürfen  strenger  Kontroll- 
massregeln.  Durch  folgende  Massnahmen  wurden  schliesslich 
aber  doch  Ersparnisse  erzielt.  Das  Büropersonal  wurde 
auf  2  Beamte  herabgemindert,  den  Accisamtmann  als  Vor- 
stand und  einen  Kanzlisten  als  Hilfskraft.  Ausserdem 
wurde  ein  alter  Accisnachgeher  pensioniert  und  die  Stelle 
nicht  neu  besetzt.    Die  Sackträger  wurden  als  Lagerhaus- 
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arbeiter  verwendet.  Ausserdem  ergab  sich  eine  Erspar- 
nis dadurch,  dass  der  bisherige  Amtmann  altershalber 
pensioniert  und  die  Stelle  durch  einen  jüngeren,  also 
geringer  besoldeten  Beamten  besetzt  wurde.  Die  durch 
die  Pensionierung  entstandenen  Lasten  dürfen  nicht  auf 
das  Konto  der  Accisaufhebungen  gebucht  werden,  denn 
sie  hätten  auch  ohne  sie  erfolgen  müssen.  So  ergibt  sich 
eine  Ersparnis  in  Budget  des  Jahres  1911  von  rund 
10000  M.  Mag  sie  auch  nicht  sehr  gross  sein,  so  beträgt 
sie  doch  'immerhin  Vs  der  bisherigen  Kosten,  die  sonst  in 
einem  gar  zu  grossen  Missverhältnis  zu  den  verminderten 
Einnahmen  gestanden  hätten. 

Gerade  während  des  Druckes  der  Arbeit  werden  die 
Ergebnisse  der  Veranlagung  der  neuen  Staatssteuern  pro 
1912  bekannt.  Darnach  ergibt  sich  eine  Mehrung  des 
Staatssteuersolls  in  Würzburg  um  488  000  M.,  sodass 
die  Umlagen  wieder  von  ihrem  Satz  von  145°/0  auf 
125%  herabgesetzt  werden  konnten.  Damit  sinkt  natürlich 
nicht  die  Belastung  der  Gemeindeangehörigen  an  sich, 
sondern  es  verschiebt  sich  nur  das  Verhältnis  zwischen 
staatlicher  und  gemeindlicher  Belastung.  Damit  ist  auch 
der  Zustand  erreicht,  den  die  bayerischen  Gemeinden  im 
Auge  hatten,  als  sie  1909  die  Hinausschiebung  der  Auf- 
hebung bis  nach  Beendigung  der  bayerischen  Steuerreform 
im  Reichstag  zu  erreichen  trachteten.  Hätte  man  diese 
3  Jahre  noch  abgewartet,  so  hätte  man  den  Gemeinden 
diese  formelle  Erhöhung  der  Umlagen  und  die  Unsicher- 
heit ihrer  Lage  ersparen  können,  sie  hätten  im  Jahre 
1912  ein  klares  Bild  über  die  zukünftige  Gestaltung  ihrer 
Finanzen  und  ganz  automatisch  eine  neue  Einnahme  zur 
Deckung  ihres  Ausfalls  zur  Verfügung  gehabt. 

In  der  Denkschrift  des  deutschen  Städtetages  über  die 
Wirkung  der  Accisbeseitigung  auf  die  Gemeindefinanzen 
hatte  Würzburg  seinen  voraussichtlichen  Einnahmeausfall  auf 
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241000  M.,  die  Umlagenerhöhung  auf  26°/0  (1 56°/0)  angegeben. 
Der  tatsächliche  Ausfall  ist  auch  in  dieser  Höhe  eingetreten, 
während  die  Umlagenerhöhung  dank  der  günstigen  Ent- 
wicklung der  Gemeindefinanzen  nur  in  geringerem  Umfang 
nötig  geworden  ist.  In  Schweinfurt  betrug  der  Einnahme- 
ausfall entsprechend  den  geringeren  Sätzen  und  dem  der 
Grösse  der  Stadt  entsprechend  geringeren  Konsum  nur 
30  000  M.  Hier  gelang  es  sogar,  infolge  der  günstigen 
Gestaltung  der  städtischen  Finanzen  ohne  Umlagenerhöh- 
ung auszukommen. 

c)  Zusammenfassung. 

Werfen  wir  zum  Schluss  einen  Rückblick  auf  die 
gewonnenen  Resultate,  so  ist  es  von  besonderem  Interesse 
die  auf  vorwiegend  induktivem  Wege  gefundenen  mit  den 
auf  Grund  deduktiver  Schlüsse  erwarteten  zu  vergleichen. 
Die  „voraussichtlichen  Resultate",  wie  sie  von  den  be- 
troffenen Interessenten  in  verschiedenen  Denkschriften 
geschildert  werden,  decken  sich  nicht  immer  mit  den 
wirklichen  Ergebnissen. 

I.  Die  Oktroiaufhebung  hat  auf  die  Brotpreise  ver- 
billigenden Einfluss  gehabt.  Diese  Wirkung  ist  aber  nur 
dem  Vorhandensein  folgender  Bedingungen  zu  verdanken: 

1.  Die  Mehl-,  Getreide-  und  Brotaccise  waren  so  hoch, 
dass  sie  einen  deutlichen  Einfluss  auf  die  Mehl-  und  Brot- 
preise hatten;  das  Brot  wird  in  so  grossen  Gewichtsein- 
heiten verkauft,  dass  dieser  Einfluss  auch  zum  Ausdruck 
kommen  konnte. 

2.  Der  zwar  organisierten,  aber  in  der  Preisfestsetz- 
ung ziemlich  uneinigen  Bäckerinnung  stand  ausserdem  als 
schwere  Konkurrenz  der  Konsumverein  gegenüber,  der  im 
Interesse  seiner  Mitglieder  für  die  Herabsetzung  der  Preise 
eintrat. 
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3.  Die  Mehlpreise  hatten  überhaupt  sinkende  Ten- 
denz und  es  konnten  dabei  frühere  „Sünden",  wo  der 
Preis  zulange  hochgehalten  worden,  gut  gemacht  werden. 

II.  Die  Oktroiaufhebung  ist  auf  die  Fleischpreise  ohne 
Einfluss  geblieben. 

Dies  hat  folgende  Gründe: 

1.  Der  an  sich  zwar  genügend  hohe  Fleischaufschlag 
ist  durch  die  Schlacht-  und  Beschaugebührenerhöhung  bezw. 
Einführung  fast  ersetzt  worden,  so  dass  der  tatsächliche 
Wegfall  pro  Pfund  zu  gering  war,  um  zum  Ausdruck 
kommen  zu  können. 

2.  Da  Fleisch  meist  in  ganz  kleinen  Quantitäten  ge- 
kauft wird,  war  es  nicht  möglich,  die  pro  Pfund  zu  ge- 
ringen Beträge  wenigstens  bei  grösseren  Quantitäten  zum 
Ausdruck  zu  bringen. 

3.  Fleisch  befand  sich  in  einer  steten  Preissteigerung, 
die  die  Metzger  dazu  reizen  musste,  eine  zufällige  Ver- 
minderung der  Produktionskosten  für  sich  auszunützen, 
statt  sie  dem  Publikum  zugute  kommen  zu  lassen. 

III.  Die  verbilligende  Wirkung  beim  Brotpreis  ist 
konstant  geblieben,  obwohl  die  Preise  des  Rohmaterials 
dazwischen  wieder  angezogen  haben.  Die  Preise  sind  um 
den  Steuerwegfall  niedriger  geblieben. 

IV.  Die  Wirkung  der  Oktroiaufhebung  auf  die  Preise 
von  Wildbret  ist  nicht  nachzuweisen,  da  sich  hier  die 
übrigen  preisbestimmenden  Momente,  vor  allem  die  Wir- 
kung des  Angebots,  nicht  genügend  aussondern  lassen. 

V.  Als  weitere  Wirkung  der  Accisaufhebung  verdient 
der  Wegfall  der  Belästigungen  des  Handels  und  des  Ver- 
kehrs Erwähnung. 

VI.  Die  Wirkung  auf  die  Finanzen  der  Stadt  Würzburg 
war  recht  eingreifend.  Nur  durch  die  günstigen  Abschlüsse 
früherer  Jahre  konnte  schon  eine  15°/0ige  Umlagenerhöhung 
den  Ausgleich  schaffen. 
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Man  sieht  also,  beide  Parteien,  Anhänger  und  Gegner 
der  Accisbeseitigung  haben  nur  teilweise  Recht  bekommen. 
Allerdings  im  Prinzip  sind  die  Anhänger  der  Accisauf- 
hebung  Sieger  geblieben.  Dass  beim  Fleisch  die  Bewe- 
gung einen  der  Erwartung  entgegengesetzten  Verlauf 
nahm,  hat  mit  der  Richtigkeit  der  Erwägungen  der  Accis- 
gegner  ja  nichts  zu  tun.  Dabei  muss  aber  besonders  be- 
tont werden,  dass  eben  auch  in  Würzburg  die  oben  ge- 
schilderten Vorbedingungen  gegeben  waren.  Ich  glaube 
nicht,  dass  man  die  für  Würzburg  richtigen  Folgerungen 
ohne  weiteres  auf  andere  Gemeinden  anwenden  darf.  Vor 
allem  treffen  sie  ganz  sicher  nicht  für  Orte  zu,  in  denen  die 
Aufschlagsätze  wesentlich  niedrigere  waren.  Der  bayerische 
Normalsatz,  wie  ihn  Schweinfurt  und  viele  andere  Städte 
hatten,  kann  noch  zum  Ausdruck  im  Preis  kommen,  bei 
noch  niedrigeren  Sätzen  ist  die  Aussicht  auf  eine  Beein- 
flussung der  Preise  recht  gering.  Für  die  Würzburger 
Verhältnisse  haben  sich  jedenfalls  die  Angriffe  als  unbe- 
gründet herausgestellt,  die  darauf  basierten,  dass  die  Auf- 
hebung den  Konsumenten  nichts  nützen  werde.  Etwas  an- 
deres ist  es  mit  den  Angriffen  gegen  die  Aufhebung,  die  die 
Integrität  der  städtischen  Finanzen  im  Auge  hatten.  Dass  es 
auch  für  Würzburg  einen  schweren  Schlag  bedeutete, 
210000  M.  ziemlich  plötzlich  durch  andere  Einnahmequellen 
aufbringen  zu  müssen,  haben  wir  gesehen.  Ob  die  Konsumen- 
ten dabei  besser  oder  schlechter  gefahren  sind  als  unter  dem 
Bestehen  der  Accise,  lässt  sich  schwer  sagen.  Man  müsste 
zur  Entscheidung  dieser  Frage  eben  die  Belastung  des 
Steuerzahlers  durch  den  Accis  und  die  durch  die  15°0ige 
Steuererhöhung  feststellen  und  miteinander  vergleichen. 
Auch  das  wird  zu  keinem  sicheren  Resultat  führen.  Die 
Belastung  durch  den  Brotaccis  betrug  1909  per  Kopf  der 
Bevölkerung  ca.  1,70  M.,  also  für  einen  5  köpfigen  Haus- 
halt 8,50  M.  jährlich  und  zwar  wegen  des  wesentlich 
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gleich  grossen  Konsums  ziemlich  gleichviel  für  Arme  und 
Reiche.  Dagegen  bedeutet  eine  15°/0ige  Umlagenerhöh- 
ung für  ein  Durchschnitts  -  Arbeitereinkommen  eine  viel 
geringere  Belastung  als  für  den  Wohlhabenden. 

Es  befanden  sich  1910  ca.  6300  Steuerpflichtige  in 
den  drei  untersten  Einkommen-  d.  h.  Besoldungssteuer- 
klassen von  500— 1050  M.  mit  einem  Steuersatz  von  1  —  3  M. 
Selbst  bei  einem  Steuersatz  von  3  M.  hätte  bei  all  diesen 
die  15°/0ige  Umlagenmehrung  nur  45  Pf.  ausgemacht. 
Aehnlich  ist  es  bei  den  4900  Pflichtigen  der  Steuerklasse 
1050-2400  mit  den  Steuersätzen  4-15  M.  Selbst  bei 
15  M.  Steuer  betrüge  die  Mehrbelastung  erst  2,25  M. 
Dagegen  werden  die  grösseren  Einkommen  weit  stärker 
getroffen,  8000  M.  Einkommen  und  100  M.  Steuer  also 
mit  15  M.  Darauf  und  auf  den  Erträgen  der  Ertragsteuern 
in  den  höheren  Klassen  beruht  ja  der  finanzielle  Vorteil 
der  Gemeinden. 

Man  darf  also  ruhig  den  Schluss  ziehen,  dass  durch 
die  Beseitigung  des  Mehlaufschlags  eine  Verschiebung  der 
steuerlichen  Belastung  zu  gunsten  der  Minderbemittelten 
auf  Kosten  der  Wohlhabenden  eingetreten  ist.  Damit  ist 
also  auch  der  Zweck,  den  die  Reichstagsmehrheit  seiner- 
zeit verfolgte,  wenigstens  zum  Teil  erreicht. 


